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A. Zielsetzung 

Mit der Ausdehnung der Abschreibungsbegünstigung des § 7 b 
des Einkommensteuergesetzes auf alle Anschaffungen bestimm-
ter Wohngebäude und der Erweiterung der Grunderwerb-
steuerbefreiung beim Erwerb dieser Wohngebäude zur Eigen-
nutzung werden vermögenspolitische, städtebauliche und woh-
nungspolitische Zielsetzungen verfolgt. Außerdem sind positive 
Auswirkungen auf die Mobilität der Wohneigentümer zu er-
warten. 

B. Lösung 

Jeder Steuerpflichtige kann beim Bau oder bei der Anschaffung 
eines Einfamilienhauses, Zweifamilienhauses oder einer Eigen-
tumswohnung, die zu mehr als 662/3 v. H. Wohnzwecken dienen, 
acht Jahre lang jeweils 5 v. H. seiner Aufwendungen bis zum 
Höchstbetrag von 150 000 DM/200 000 DM absetzen. Für die 
Abschreibungsbegünstigung kommt es nicht mehr darauf an, 
ob bereits ein Voreigentümer des erworbenen Gebäudes er-
höhte Absetzungen in Anspruch genommen hat. 

Begünstigt ist für jeden Steuerpflichtigen ein Bauobjekt — bei 
zusammenlebenden Ehegatten zwei Objekte —. 

Erhöhte Absetzungen können dann bei einem weiteren Objekt 
vorgenommen werden, wenn der Steuerpflichtige bei dem Erst-
objekt die erhöhten Absetzungen nicht ausnutzen konnte, weil 
er nicht bis zum Ablauf des Begünstigungszeitraums Eigentümer 
des Erstobjekts gewesen ist. 
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Außerdem wird der Erwerb von Einfamilienhäusern, Zwei-
familienhäusern und Eigentumswohnungen zur eigenen Nut-
zung von der Grunderwerbsteuer ausgenommen (Freibetrags-
regelung). Da diese Materie umfassend zu regeln ist, werden 
konkurrierende landesrechtliche Befreiungsvorschriften außer 
Kraft gesetzt. 

Die Regelungen sollen rückwirkend ab 1. Januar 1977 wirksam 
werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die zu erwartenden Steuermindereinnahmen sind für das Erst-
jahr auf — grob geschätzt 750 Millionen DM zu veranschla-
gen, von denen 108 Millionen DM auf den Bund und der Rest 
auf die Länder und Gemeinden entfallen. 
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An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über steuerliche Vergünstigungen bei der Herstellung oder Anschaffung 
bestimmter Wohngebäude mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschluß-
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat, dem die Vorlage am 3. März 1977 als besonders eilbedürftig zu-
geleitet worden war, hat in seiner 444. Sitzung am 1. April 1977 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Vergünstigungen bei der 
Herstellung oder Anschaffung bestimmter Wohngebäude 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz 1975 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. September 1974 
(BGB1. I S. 2165; 1975 I  S. 422), zuletzt geändert 
durch Artikel II des Gesetzes vom 18. Februar 1977 
(BGBl. I S. 297), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 b erhält die folgende Fassung: 

„§ 7 b 
Erhöhte Absetzungen für Einfamilienhäuser, 

Zweifamilienhäuser und Eigentumswohnungen 

(1) Bei im Inland belegenen Einfamilien-
häusern, Zweifamilienhäusern und Eigentums-
wohnungen, die zu mehr als 662/3 vom Hundert 
Wohnzwecken dienen, kann abweichend von § 7 
Abs. 4 und 5 der Bauherr im Jahr der Fertigstel-
lung und in den sieben folgenden Jahren jeweils 
bis zu 5 vom Hundert der Herstellungskosten 
oder ein Erwerber im Jahr der Anschaffung und 
in den sieben folgenden Jahren jeweils bis zu 5 
vom Hundert der Anschaffungskosten absetzen. 
Nach Ablauf dieser acht Jahre sind als Abset-
zung für Abnutzung bis zur vollen Absetzung 
jährlich 2,5 vom Hundert des Restwerts abzuzie-
hen; § 7 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. Über-
steigen die Herstellungskosten oder die An-
schaffungskosten bei einem Einfamilienhaus 
oder einer Eigentumswohnung 150 000 Deutsche 
Mark, bei einem Zweifamilienhaus 200 000 Deut-
sche Mark, bei einem Anteil an einem dieser 
Gebäude oder einer Eigentumswohnung den ent-
sprechenden Teil von 150 000 Deutsche Mark 
oder von 200 000 Deutsche Mark, so ist auf den 
übersteigenden Teil der Herstellungskosten oder 
der Anschaffungskosten § 7 Abs. 4 anzuwenden. 
Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Steuer-
pflichtige das Einfamilienhaus, Zweifamilien-
haus, die Eigentumswohnung oder einen Anteil 
an einem dieser Gebäude oder an einer Eigen-
tumswohnung 

1. von seinem Ehegatten anschafft und bei den 
Ehegatten die Voraussetzungen des § 26 
Abs. 1 vorliegen; 

2. anschafft und im zeitlichen Zusammenhang 
mit der Anschaffung an den Veräußerer ein 
Einfamilienhaus, Zweifamilienhaus oder eine 
Eigentumswohnung oder einen Anteil an ei-
nem dieser Gebäude oder an einer Eigen-
tumswohnung veräußert. Das gilt auch, wenn 
das veräußerte Gebäude, die veräußerte Ei

-

gentumswohnung oder der veräußerte Anteil 
dem Ehegatten des Steuerpflichtigen zuzu-
rechnen war und bei den Ehegatten im Zeit-
punkt der Anschaffung und im Zeitpunkt der 
Veräußerung die Voraussetzungen des § 26 
Abs. 1 vorliegen; 

3. nach einer früheren Veräußerung durch ihn 
wieder anschafft. Das gilt auch, wenn das 
Gebäude, die Eigentumswohnung oder der 
Anteii im Zeitpunkt der früheren Veräuße-
rung dem Ehegatten des Steuerpflichtigen zu-
zurechnen war und bei den Ehegatten die 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 vorliegen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Herstel-
lungskosten, die für Ausbauten und Erweiterun-
gen an einem Einfamilienhaus, Zweifamilien-
haus oder an einer Eigentumswohnung aufge-
wendet worden sind, wenn das Einfamilienhaus, 
Zweifamilienhaus oder die Eigentumswohnung 
vor dem 1. Januar 1964 fertiggestellt und nicht - 
nach dem 31. Dezember 1976 angeschafft worden 
ist. Weitere Voraussetzung ist, daß die ausge-
bauten oder neu hergestellten Gebäudeteile zu 
mehr als 80 vom Hundert Wohnzwecken dienen. 
Nach Ablauf des Zeitraums, in dem nach Satz 1 
erhöhte Absetzungen vorgenommen werden 
können, ist der Restwert den Anschaffungs-
oder Herstellungskosten des Gebäudes oder dem 
an deren Stelle tretenden Wert hinzuzurechnen; 
die weiteren Absetzungen für Abnutzung sind 
einheitlich für das gesamte Gebäude nach dem 
sich hiernach ergebenden Betrag und dem für 
das Gebäude maßgebenden Hundertsatz zu be-
messen. 

(3) Der Bauherr kann erhöhte Absetzungen, 
die er im Jahr der Fertigstellung und in den 
zwei folgenden Jahren nicht ausgenutzt hat, bis 
zum Ende des dritten auf das Jahr der Fertig-
stellung folgenden Jahres nachholen. Dabei kön-
nen nachträgliche Herstellungskosten abwei-
chend von § 7 a Abs. 1 vom Jahr ihrer Entste

-

hung an bei der Bemessung der erhöhten Abset-
zungen so berücksichtigt werden, als wären sie 
bereits im Jahr der Fertigstellung entstanden. 
Die Sätze 1 und 2 gelten für den Erwerber eines 
Einfamilienhauses, eines Zweifamilienhauses 
oder einer Eigentumswohnung und bei Ausbau-
ten und Erweiterungen im Sinne des Absatzes 2 
entsprechend. 

(4) Zum Gebäude gehörende Garagen sind 
ohne Rücksicht auf ihre tatsächliche Nutzung 
als Wohnzwecken dienend zu behandeln, soweit 
in ihnen nicht mehr als ein Personenkraftwagen 
für jede in dem Gebäude befindliche Wohnung 
untergestellt werden kann. Räume für die Unter-
stellung weiterer Kraftwagen sind stets als nicht 
Wohnzwecken dienend zu behandeln. 
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(5) Erhöhte Absetzungen nach den Absätzen 1 
und 2 kann der Steuerpflichtige nur für ein Ein-
familienhaus oder für ein Zweifamilienhaus oder 
für eine Eigentumswohnung oder für den Aus-
bau oder die Erweiterung eines Einfamilienhau-
ses, eines Zweifamilienhauses oder einer Eigen-
tumswohnung in Anspruch nehmen. Ehegatten, 
bei denen die Voraussetzungen des § 26 ,Abs. 1 
vorliegen, können erhöhte Absetzungen nach 
den Absätzen 1 und 2 für insgesamt zwei der in 
Satz 1 bezeichneten Gebäude, Eigentumswoh

-

nungen, Ausbauten oder Erweiterungen in An-
spruch nehmen. Ist das Einfamilienhaus, das 
Zweifamilienhaus oder die Eigentumswohnung 
(Erstobjekt) dem Steuerpflichtigen nicht bis zum 
Ablauf des Begünstigungszeitraums zuzurech-
nen, so kann der Steuerpflichtige abweichend 
von den Sätzen 1 und 2 erhöhte Absetzungen bei 
einem weiteren Einfamilienhaus, Zweifamilien-
haus oder einer weiteren Eigentumswohnung im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 (Folgeobjekt) in 
Anspruch nehmen, wenn er das Folgeobjekt in-
nerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren vor 
und drei Jahren nach Ablauf des Veranlagungs-
zeitraums, in dem ihm das Erstobjekt letztmals 
zugerechnet worden ist, anschafft oder herstellt; 
entsprechendes gilt bei einem Ausbau oder ei-
ner Erweiterung eines Einfamilienhauses, Zwei-
familienhauses oder einer Eigentumswohnung. 
Im Fall des Satzes 3 ist der Begünstigungszeit-
raum für das Folgeobjekt um die Anzahl der 
Veranlagungszeiträume zu kürzen, in denen das 
Erstobjekt dem Steuerpflichtigen zugerechnet 
worden ist; hat der Steuerpflichtige das Folge-
objekt in einem Veranlagungszeitraum, in dem 
ihm das Erstobjekt noch zuzurechnen ist, herge-
stellt oder angeschafft oder einen Ausbau oder 
eine Erweiterung vorgenommen, so beginnt der 
Begünstigungszeitraum für das Folgeobjekt ab-
weichend von Absatz 1 mit Ablauf des Veranla-
gungszeitraumes, in dem das Erstobjekt dem 
Steuerpflichtigen letztmals zugerechnet worden 
ist. Bei Anwendung der Sätze 1 bis 4 bleiben er-
höhte Absetzungen nach § 7 b in der jeweiligen 
Fassung vor Inkrafttreten des Gesetzes vom 
16. Juni 1964 (BGBl. I S. 353) oder nach § 54 
außer Betracht, die der Steuerpflichtige für Einfa-
milienhäuser, Zweifamilienhäuser oder Eigen-
tumswohnungen sowie Ausbauten und Erweite-
rungen in Anspruch genommen hat, für die der 
Antrag auf Baugenehmigung vor dem 1. Januar 
1965 gestellt worden ist, wenn das Gebäude 
oder die Eigentumswohnung nicht nach dem 
... 1977 [Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] 
angeschafft worden ist. 

(6) Ist ein Einfamilienhaus, ein Zweifamilien-
haus oder eine Eigentumswohnung mehreren 
Steuerpflichtigen zuzurechnen, so ist Absatz 5 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Anteil 
des Steuerpflichtigen an einem dieser Gebäude 
oder an einer Eigentumswohnung, einem Einfa-
milienhaus, einem Zweifamilienhaus oder einer 
Eigentumswohnung gleichsteht; entsprechendes 
gilt bei dem Ausbau oder der Erweiterung von 
Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern oder 
Eigentumswohnungen, die mehreren Steuer

-

pflichtigen zuzurechnen sind. Satz 1 ist nicht an-
zuwenden, wenn ein Einfamilienhaus, ein Zwei-
familienhaus oder eine Eigentumswohnung aus-
schließlich Ehegatten, bei denen die Vorausset-
zungen des  § 26 Abs. 1 vorliegen, zuzurechnen 
ist. 

(7) Der Bauherr von Kaufeigenheimen, Trä-
gerkleinsiedlungen und Kaufeigentumswohnun-
gen kann abweichend von Absatz 5 für alle von 
ihm erstellten Kaufeigenheime, Trägerkleinsied-
lungen und Kaufeigentumswohnungen im Jahr 
der Fertigstellung und im folgenden Jahr erhöh-
te Absetzungen bis zu jeweils 5 vom Hundert 
vornehmen. 

(8) Bei Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäu-
sern und Eigentumswohnungen, die nach dem 
31. Dezember 1976 und vor dem . .. 1977 [Tag 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes] angeschafft 
worden sind, können anstelle der Absätze 1 bis 
6 die Vorschriften des § 7 b in den bisherigen 
Fassungen oder des § 54 weiter angewendet 
werden. Bei Einfamilienhäusern, Zweifamilien-
häusern und Eigentumswohnungen, die vor dem 
1. Januar 1964 fertiggestellt worden sind und für 
die der Erwerber erhöhte Absetzungen nach 
§ 7 b in der jeweiligen Fassung oder nach § 54 
in Anspruch nimmt, ist Absatz 2 anzuwenden, 
wenn das Einfamilienhaus, das Zweifamilien-
haus oder die Eigentumswohnung nach dem 
31. Dezember 1976 und vor dem . .. 1977 [Tag 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes] angeschafft 
worden ist." 

2. § 21 a Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„ (3) Von dem Grundbetrag dürfen nur abge-
setzt werden: 

1. die mit der Nutzung des Grundstücks zu 
Wohnzwecken in wirtschaftlichem Zusam-
menhang stehenden Schuldzinsen bis zur 
Höhe des Grundbetrags; 

2. erhöhte Absetzungen, die bei dem Einfami

-
lienhaus in Anspruch genommen werden, 
nach Abzug der Schuldzinsen im Sinne der 
Ziffer 1." 

3. In § 39 a Abs. 1 Ziff. 6 wird das Zitat „§ 14 a" 
durch das Zitat „§ 14 a oder § 15" ersetzt. 

4. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 10 a erhält die folgende Fassung: 

„(10 a) § 7 b ist erstmals bei Einfamilien-
häusern, Zweifamilienhäusern oder Eigen-
tumswohnungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1976 hergestellt oder durch 
nach dem 31. Dezember 1976 rechtswirksam 
abgeschlossenen obligatorischen Vertrag 
oder gleichstehenden Rechtsakt angeschafft 
worden sind; dabei ist § 7 b Abs. 5 Satz 3 und 
4 nur anzuwenden, wenn das Erstobjekt dem 
Steuerpflichtigen noch nach dem 31. Dezem-
ber 1976 zuzurechnen ist. Bei vor dem 1. Ja- 
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nuar 1977 hergestellten oder durch vor dem 
1. Januar 1977 rechtswirksam abgeschlosse-
nen obligatorischen Vertrag oder gleichste-
henden Rechtsakt angeschafften Einfamilien-
häusern, Zweifamilienhäusern oder Eigen-
tumswohnungen ist § 7 b in der vor dem 
1. Januar 1977 geltenden Fassung weiter an-
zuwenden." 

b) Absatz 10 b wird gestrichen. 

c) Absatz 10 c wird Absatz 10 b. 

5. § 53 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Berlinförderungsgesetz 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 353), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 14 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 14 a 

Erhöhte Absetzungen für Mehrfamilienhäuser 

(1) Bei in Berlin (West) errichteten Gebäu-
den, die mehr als zwei Wohnungen enthalten 
(Mehrfamilienhäuser) und zu mehr als 66 2/3 vom 
Hundert Wohnzwecken dienen, kann der Bau-
herr abweichend von § 7 Abs. 4 und 5 des Ein-
kommensteuergesetzes im Jahr der Fertigstel-
lung und dem darauffolgenden Jahr jeweils bis 
zu zehn vom Hundert, ferner in den darauffol-
genden zehn Jahren jeweils bis zu drei vom 
Hundert der Herstellungskosten absetzen. § 7 b 
Abs. 1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes gilt 
entsprechend. 

(2) Die erhöhten Absetzungen nach Absatz 1 
Satz 1 können auch für Ausbauten und Erweite-
rungen an in Berlin (West) belegenen Gebäuden 
in Anspruch genommen werden, wenn die aus-
gebauten oder erweiterten Gebäudeteile zu 
mehr als 80 vom Hundert Wohnzwecken dienen. 
Die erhöhten Absetzungen bemessen sich in die-
sem Fall nach den Herstellungskosten, die für 
den Ausbau oder die Erweiterung aufgewendet 
worden sind. § 7 b Abs. 2 Satz 3 des Einkommen-
steuergesetzes gilt entsprechend. 

(3) § 7 b Abs. 3 Satz 1 und 2 des Einkommen-
steuergesetzes ist anzuwenden. 

(4) Werden Mehrfamilienhäuser, die minde-
stens drei Jahre nach ihrer Fertigstellung zu 
mehr als 80 vom Hundert Wohnzwecken dienen, 
oder Ausbauten oder Erweiterungen, die die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 erfüllen, 
in Berlin (West) im steuerbegünstigten oder frei 
finanzierten Wohnungsbau errichtet, kann der 
Bauherr an Stelle der in Absatz 1 bezeichneten 
erhöhten Absetzungen abweichend von § 7 Abs. 4 

und 5 des Einkommensteuergesetzes im Jahr der 
Fertigstellung und in den beiden folgenden Jah-
ren erhöhte Absetzungen bis zur Höhe von ins-
gesamt 50 vom Hundert der Herstellungskosten 
vornehmen. Von dem Jahr an, in dem erhöhte 
Absetzungen nach Satz 1 nicht mehr vorgenom-
men werden können, spätestens vom dritten auf 
das Jahr der Fertigstellung folgenden Jahr an, 
sind 

1. bei Mehrfamilienhäusern die Absetzungen 
für Abnutzung nach dem Restwert und dem 
nach § 7 Abs. 4 des Einkommensteuergeset-
zes unter Berücksichtigung der Restnut-
zungsdauer maßgebenden Hundertsatzes zu 
bemessen, 

2. bei Ausbauten und Erweiterungen die Vor-
schriften des § 7 b Abs. 2 Satz 3 des Einkom-
mensteuergesetzes entsprechend anzuwen-
den. 

Werden die erhöhten Absetzungen nach Satz 1 
für Ausbauten und Erweiterungen in Anspruch 
genommen, ist Absatz 2 Satz 2 anzuwenden. 

(5) Die erhöhten Absetzungen nach Absatz 4 
können bereits für Teilherstellungskosten in An-
spruch genommen werden. 

(6) In den Fällen der Absätze 1 bis 4 sind die 
Vorschriften des § 7 b Abs. 4 des Einkommen-
steuergesetzes anzuwenden. 

(7) § 7 a Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes 
ist nicht anzuwenden." 

2. § 15 erhält die folgende Fassung: 

„§ 15 

Sondervorschriften zur Anwendung 
des § 7 b des Einkommensteuergesetzes 

(1) Bei in Berlin (West) belegenen Einfami-
lienhäusern, Zweifamilienhäusern und Eigen-
tumswohnungen sowie bei Ausbauten und Er-
weiterungen an in Berlin (West) belegenen Ein-
familienhäusern, Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen ist § 7 b Abs. 1 bis 6 des 
Einkommensteuergesetzes mit der Maßgabe ent-
sprechend anzuwenden, daß der Steuerpflichtige 
im Jahr der Fertigstellung oder Anschaffung 
und in dem darauffolgenden Jahr jeweils bis zu 
zehn vom Hundert, ferner in den darauffolgen-
den zehn Jahren jeweils bis zu drei vom Hun-
dert der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
absetzen kann. § 7 b Abs. 5 Satz 3 und 4 des Ein-
kommensteuergesetzes ist mit der Maßgabe an-
zuwenden, daß der Steuerpflichtige die erhöhten 
Absetzungen von jeweils 10 vom Hundert der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Jahr 
der Fertigstellung oder Anschaffung und in dem 
darauffolgenden Jahr nur bei einem Einfamilien-
haus, Zweifamilienhaus oder einer Eigentums-
wohnung in Anspruch nehmen kann. § 7 b Abs. 5 
Satz 5 des Einkommensteuergesetzes ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß in Berlin (West) be-
legene Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser 
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und Eigentumswohnungen sowie Zubauten, Aus-
bauten und Umbauten an in Berlin (West) bele-
genen Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern 
und Eigentumswohnungen außer Betracht blei-
ben, für die der Steuerpflichtige erhöhte Abset-
zungen auf Grund von Vorschriften in Anspruch 
genommen hat oder in Anspruch nimmt, die frü-
her als Satz 1 in Kraft getreten sind. § 7 b Abs. 7 
des Einkommensteuergesetzes ist anzuwen-
den. 

(2) § 7 b Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes 
findet keine Anwendung auf in Berlin (West) 
belegene Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser 
und Eigentumswohnungen, die ein Steuerpflich-
tiger im Sinne des Einkommensteuergesetzes 
oder dessen Ehegatte, bei dem die Vorausset-
zungen des § 26 Abs. 1 des Einkommensteuerge-
setzes vorliegen, anschafft oder herstellt, wenn 
die Anschaffung oder Herstellung erfolgt, weil 
der Steuerpflichtige in Berlin (West) eine ge-
werbliche Tätigkeit oder eine selbständige oder 
nichtselbständige Arbeit aufgenommen hat und 
im Zusammenhang damit seinen ausschließli-
chen Wohnsitz in Berlin (West) begründet. Die 
Anschaffung oder Herstellung muß innerhalb 
von drei Jahren nach Aufnahme der gewerbli-
chen Tätigkeit oder der selbständigen oder 
nichtselbständigen Arbeit erfolgen. Für Einfami-
lienhäuser, Zweifamilienhäuser und Eigentums-
wohnungen, die die Voraussetzungen der Sät-
ze 1 und 2 erfüllen, kann der Steuerpflichtige er-
höhte Absetzungen nur für die Veranlagungs-
zeiträume in Anspruch nehmen, in denen er das 
Einfamilienhaus, Zweifamilienhaus oder die Ei-
gentumswohnung selbst bewohnt; der Ehegatte 
kann die erhöhten Absetzungen nur für die Ver-
anlagungszeiträume in Anspruch nehmen, in de-
nen diese Voraussetzungen und die Vorausset-
zungen des § 26 Abs. 1 des Einkommensteuerge-
setzes vorliegen." 

3. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 erhält die folgende Fassung: 

„ (6) Die Vorschrift des § 13a ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1976 anzu-
wenden." 

b) Hinter Absatz 6 werden die folgenden Absät-
ze 6 a und 6 b eingefügt: 

„(6 a) Die Vorschriften des § 14 a sind erst-
mals auf Mehrfamilienhäuser anzuwenden, 
bei denn der Antrag auf Baugenehmigung 
nach dem 31. Dezember 1976 gestellt worden 
ist. Die Vorschriften des § 14a in der Fas-
sung des Gesetzes vom 23. Dezember 1974 
(BGB1. I S. 3676) sind weiter anzuwenden auf 
Gebäude und Eigentumswohnungen sowie 
Ausbauten und Erweiterungen an Gebäuden 
und Eigentumswohnungen, für die 
— im Fall der Herstellung der Antrag auf 

Baugenehmigung vor dem ...1977 ge-
stellt worden ist; 

— im Fall des Ersterwerbs oder Zweiter-
werbs die Anschaffung auf einem vor 

dem ... 1977 rechtswirksam abgeschlosse-
nen obligatorischen Vertrag oder gleich-
stehenden Rechtsakt beruht. 

Bei Mehrfamilienhäusern sowie Ausbauten 
und Erweiterungen an Gebäuden, bei denen 
der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 
31. Dezember 1976 und vor dem ... 1977 ge-
stellt worden ist, hat der Steuerpflichtige ein 
Wahlrecht, ob er die erhöhten Absetzungen 
nach § 14 a oder nach § 14 a in der Fassung 
des Gesetzes vom 23. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3676) in Anspruch nehmen will. 

(6 b) Die Vorschriften des § 15 sind erst-
mals auf Einfamilienhäuser, Zweifamilien-
häuser und Eigentumswohnungen sowie Aus-
bauten und Erweiterungen an Einfamilien-
häusern, Zweifamilienhäusern und Eigen-
tumswohnungen anzuwenden, bei denen 

— im Fall der Herstellung der Antrag auf 
Baugenehmigung nach dem 31. Dezember 
1976 gestellt worden ist, 

— im Fall der Anschaffung diese auf einem 
nach dem 31. Dezember 1976 rechtswirk-
sam abgeschlossenen obligatorischen Ver-
trag oder gleichstehenden Rechtsakt be-
ruht. 

Die Vorschriften des § 15 in der Fassung des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3157) sind weiter anzuwenden bei Einfami-
lienhäusern, Zweifamilienhäusern und Eigen-
tumswohnungen sowie Zubauten, Ausbauten 
und Umbauten an Einfamilienhäusern, Zwei-
familienhäusern und Eigentumswohnungen, 
bei denen 

— im Fall der Herstellung der Antrag auf 
Baugenehmigung vor dem ... 1977 ge-
stellt worden ist, 

— im Fall des Ersterwerbs oder Zweiter-
werbs die Anschaffung auf einem vor 
dem ... 1977 rechtswirksam abgeschlosse-
nen obligatorischen Vertrag oder gleich-
stehenden Rechtsakt beruht. 

Bei Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern 
und Eigentumswohnungen sowie Ausbauten 
und Erweiterungen an Einfamilienhäusern, 
Zweifamilienhäusern und Eigentumswohnun-
gen, bei denen der Antrag auf Baugenehmi-
gung nach dem 31. Dezember 1976 und vor 
dem . .. 1977 gestellt worden ist oder bei de-
nen im Erwerbsfall die Anschaffung auf ei-
nem nach dem 31. Dezember 1976 und vor 
dem ... 1977 rechtswirksam abgeschlossenen 
obligatorischen Vertrag oder gleichstehen-
den Rechtsakt beruht, hat der Steuerpflichti-
ge ein Wahlrecht, ob er die erhöhten Abset-
zungen nach § 15 oder nach § 15 in der Fas-
sung des Gesetzes vom 19. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3157) oder, soweit die Vorausset-
zungen gegeben sind, nach § 14 a in der Fas-
sung des Gesetzes vom 23. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3676) in Anspruch nehmen will." 
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Artikel 3 

Gesetz zur 
Grunderwerbsteuerbefreiung beim Erwerb 
von Einfamilienhäusern, Zweifamilien

-

häusern und Eigentumswohnungen 

§1 

Grunderwerbsteuerbefreiung 

(1) Von der Grunderwerbsteuer sind auf Antrag 
ausgenommen: 

1. der Erwerb eines Grundstücks mit einem Einfa-
milienhaus, wenn es vom Erwerber oder einem 
seiner Angehörigen binnen fünf Jahren minde-
stens ein Jahr lang ununterbroçhen bewohnt 
wird und zu mehr als 662/3 vom Hundert Wohn-
zwecken dient; 

2. der Erwerb eines Grundstücks mit einem Zwei-
familienhaus, wenn mindestens eine Wohnung 
vom Erwerber oder einem seiner Angehörigen 
binnen fünf Jahren mindestens ein Jahr lang un-
unterbrochen bewohnt wird und das Zweifami-
lienhaus zu mehr als 662/s vom Hundert Wohn-
zwecken dient; 

3. der Erwerb einer Eigentumswohnung, wenn sie 
vom Erwerber oder einem seiner Angehörigen 
binnen fünf Jahren mindestens ein Jahr lang un-
unterbrochen bewohnt wird und zu mehr als 
662/s vom Hundert Wohnzwecken dient; 

4. der Erwerb eines mit einem Erbbaurecht oder 
einem Wohnungserbbaurecht belasteten Grund-
stücks durch den Erbbauberechtigten, wenn die-
ser das Erbbaurecht oder das Wohnungserbbau-
recht nach Nummer 1, 2 oder 3 steuerfrei erwor-
ben hat. 

In den Fällen der Nummern 1, 2 und 3 beginnt die 
Frist von fünf Jahren mit dem Erwerb oder, wenn 
zu diesem Zeitpunkt das Einfamilienhaus, das Zwei-
familienhaus oder die Eigentumswohnung noch 
nicht fertiggestellt war, mit der Bezugsfertigkeit. 

(2) Die Steuerbefreiung tritt nur ein, soweit der 
für die Berechnung der Steuer maßgebende Wert 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 3 den Be-
trag von 250 000 Deutsche Mark, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 den Betrag 
von 300 000 Deutsche Mark, 

3. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 den Betrag 
von 100 000 Deutsche Mark 

nicht übersteigt. 

(3) Der Antrag auf Steuerbefreiung muß bis zur 
Unanfechtbarkeit des Steuerbescheids gestellt wer-
den. 

§2 
Anzeige- und Nachweispflicht 

Der Erwerber eines Grundstücks oder einer 
Eigentumswohnung, der Steuerbefreiung nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 in Anspruch genommen hat, 
ist verpflichtet, 

1. dem Finanzamt eine schriftliche Anzeige zu er-
statten, sobald er oder einer seiner Angehörigen 
das Einfamilienhaus, eine Wohnung des Zweifa-
milienhauses oder die Eigentumswohnung bezo-
gen hat, 

2. spätestens einen Monat nach Ablauf der Fünf-
jahresfrist nachzuweisen, daß die Voraussetzun-
gen für die Steuerbefreiung erfüllt sind. 

§3 

Wegfall der Steuerbefreiung; 
Verzinsung 

(1) Werden die in § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 be-
zeichneten Voraussetzungen nicht erfüllt, entfällt 
die Steuerbefreiung mit Wirkung für die Vergan-
genheit. Die Festsetzungsfrist beginnt in diesen Fäl-
len mit Ablauf der Fünfjahresfrist. 

(2) Die Steuer ist vom Zeitpunkt der Ausstellung 
der Unbedenklichkeitsbescheinigung (Artikel 97 § 7 
des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung) bis 
zur Festsetzung der Steuer, längstens jedoch bis 
zum Ablauf der in § 1 Abs. 1 bezeichneten Fünfjah-
resfrist zu verzinsen (§§ 233, 238, 239 Abs. 1 Satz 1 
der Abgabenordnung). Hat jedoch der Erwerber, 
der Steuerbefreiung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 
in Anspruch genommen hatte, dem Finanzamt vor 
Ablauf der Fünfjahresfrist angezeigt, daß die Vor-
aussetzungen für die Steuerbefreiung nicht erfüllt 
werden, endet der Zinslauf mit dem Eingang der 
Anzeige beim Finanzamt. Die Festsetzungsfrist für 
die Zinsen beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem die zu verzinsende Steuer festgesetzt wor-
den ist. 

§4 

Außerkrafttreten von Landesrecht 

(1) Folgende landesrechtliche Vorschriften treten 
außer Kraft: 

1. in Baden-Württemberg 

§ 5 Nr. 1 Buchstabe b, c, Nr. 2 Buchstabe a des 
Grunderwerbsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Mai 1970 (Gesetzblatt 
für Baden-Württemberg S. 295), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. März 
1976 (Ges. Bl. S. 241); 

2. in Bayern 

a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben c, d, Nr. 2 Buch-
stabe a des Grunderwerbsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. Juli 1969 (Bayerisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt S. 170), zuletzt geändert durch 
§ 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 1976 
(GVBl. S. 566), 

b) Artikel 1 Nr. 4 des Gesetzes über die Grund-
erwerbsteuerbefreiung für den sozialen 
Wohnungsbau vom 16. Juli 1969 (GVBl. 
S. 176), zuletzt geändert durch § 2 des Ge-
setzes vom 8. Oktober 1974 (GVBl. S. 503) ; 
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3. in Berlin 
§ 13 Nr. 2 Buchstabe a des Grunderwerbsteuer-
gesetzes vom 18. Juli 1969 (Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin S. 1034) ; 

4. in Bremen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, Nr. 2 Buchstabe b 
des Grunderwerbsteuergesetzes vom 29. März 
1940 (Sammlung des Bremischen Rechts 
61 -a-02); 

5. in Hamburg 
§ 5 Nr. 2 Buchstabe a, § 8 Nr. 4, 5 des Grunder-
werbsteuergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. April 1966 (Hamburgi-
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 129), ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Ja-
nuar 1977 (GVBl. S. 13) ; 

6. in Hessen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben c, d, Nr. 2 Buchsta-
be a, Nr. 8 Buchstaben b, c des Grunderwerb-
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntma

-

chung vom 31. März 1965 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Hessen Teil I  S. 110, 
1969 S. 188), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. Dezember 1976 (GVBl. I 
S. 532) ; 

7. in Niedersachsen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, Nr. 2 Buchstabe b 
des Grunderwerbsteuergesetzes vom 29. März 
1940 in der Fassung der Bekanntmachung im 
Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt - Sonderband II - S. 499, zuletzt geän-
dert durch Artikel II  des Gesetzes vom 
22. April 1971 (Nieders. GVBl. S. 149); 

8. in Nordrhein-Westfalen 
a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c des Grunder-

werbsteuergesetzes in der Fassung der Be

-

kanntmachung vom 12. Juli 1970 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen S. 612), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Landesgesetzes vom 
21. Dezember 1976 (GV. NW. S. 473), 

b) § 1 Nr. 5 des Gesetzes über Grunderwerb-
steuerbefreiung für den Wohnungsbau in 
der Fassung der - Bekanntmachung vom 
20. Juli 1970 (GV. NW. S. 620), geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 
1975 (GV. NW. S. 298); 

9. in Rheinland-Pfalz 
§ 9 Abs. 1 Nr. 9, § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b, 
Nr. 2 Buchstabe a des Landesgesetzes über die 
Grunderwerbsteuer vom 1. Juni 1970 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land  Rheinland

-

Pfalz S. 166) ; 

10. im Saarland 
a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d, Nr. 2 Buchsta-

be a des Gesetzes Nr. 201 „Grunderwerb-
steuergesetz" in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. März 1970 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 158), geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Februar 1976 (Amtsbl. 
S. 216), 

b) § 2 Abs. 1 Nr. 4 a, 5 des Gesetzes Nr. 720 
über die Grunderwerbsteuerbefreiung beim 
Wohnungsbau in der Fassung der Bekannt-

machung vom 3. März 1970 (Amtsbl. S. 155) ; 

11. in Schleswig-Holstein 

a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, Nr. 2 Buchsta-
be b des Grunderwerbsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Fe-
bruar 1967 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Schleswig-Holstein  S. 20), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 § 1 des Gesetzes 
vom 25. März 1970 (GVOBl. S. 86), 

b) § 2 Nr. 1, 2 des Gesetzes über die Befreiung 
von der Grunderwerbsteuer bei Maßnahmen 
des sozialen Wohnungsbaues, bei Maßnah-
men aus dem Bereich des Bundesbaugeset-
zes und bei Maßnahmen zur Verbesserung 
der Wirtschaftsstruktur in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. September 1974 
(GVOBl. S. 353). 

(2) Folgende landesrechtliche Vorschriften sind 
auf den Erwerb von Grundstücken mit Einfamilien-
oder Zweifamilienhäusern und den Erwerb von Ei-
gentumswohnungen nicht mehr anzuwenden, es sei 
denn, daß es sich um einen Rückerwerb durch den 
Bauträger handelt, der das Einfamilienhaus, das 
Zweifamilienhaus oder die Eigentumswohnung ge-
schaffen hat: 

1. in Baden-Württemberg 

§ 5 Nr. 1 Buchstabe d, Nr. 2 Buchstabe b, c, § 6 
Abs. 1 Nr. 10, 12 des Grunderwerbsteuergeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Mai 1970 (Gesetzblatt für Baden-Württem-
berg S. 295), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 3. März 1976 (Ges. Bl. S. 241); 

2. in Bayern 

§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e, Nr. 2 Buchsta-
ben b, c des Grunderwerbsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1969 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 170), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 1976 (GVBl. S. 503); 

3. in Berlin 

§ 6 Abs. 1 Nr. 12, § 13 Nr. 2 Buchstaben b, c des 
Grunderwerbsteuergesetzes vom 18. Juli 1969 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 1034); 

4. in Bremen 

a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d, Nr. 2 Buchsta-
ben c, d des Grunderwerbsteuergesetzes vom 
29. März 1940 (Sammlung des Bremischen 
Rechts 61 - a - 02), 

b) § 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Befreiung 
des sozialen Wohnungsbaus von der Grund-
erwerbsteuer in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Dezember 1961 (SaBremR 
61-a-2); 
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5. in Hamburg 
§ 5 Nr. 2 Buchstaben b, c, § 8 Nr. 6 des Grund-
erwerbsteuergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. April 1966 (Hamburgi-
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 129), ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Ja-
nuar 1977 (GVBl. S. 13) ; 

6. in Hessen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e, Nr. 2 Buchsta-
ben b, c, Nr. 8 Buchstabe d des Grunderwerb-
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Mai 1965 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Hessen Teil I  S. 110, 
1969 S. 188), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. Dezember 1976 (GVBl. I 
S. 532) ; 

7. in Niedersachsen 
a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d, Nr. 2 Buchsta-

ben c, d des Grunderwerbsteuergesetzes 
vom 29. März 1940 in der Fassung der Be-
kanntmachung im Niedersächsischen Ge-
setz- und Verordnungsblatt - Sonder-
band II - S. 499, zuletzt geändert durch Ar-
tikel II des Gesetzes vom 22. April 1971 
(Nieders. GVBl. S. 149), 

b) § 1 Nr. 5 des Gesetzes über die Befreiung 
des sozialen Wohnungbaus von der Grund-
erwerbsteuer in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Februar 1966 (Nieders. 
GVBl. S. 64); 

8. in Nordrhein-Westfalen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d des Grunderwerb-
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. Juli 1970 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
S. 612), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Landesgesetzes vom 21. Dezember 1976 
(GV. NW. S. 473) ; 

9. in Rheinland-Pfalz 
§ 9 Abs. 1 Nr. 10, § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, 
Nr. 2 Buchstaben b, c des Landesgesetzes über 
die Grunderwerbsteuer vom 1. Juni 1970 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt für das Land Rhein-
land-Pfalz S. 166) ; 

10. im Saarland 
a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e, Nr. 2 Buchstaben 

b, c des Gesetzes Nr. 201 „Grunderwerb-
steuergesetz" in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. März 1970 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 158), geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Februar 1976 (Amtsbl. 
S. 216), 

b) § 2 Abs. 1 Nr. 6, 7 des Gesetzes Nr. 720 
über die Grunderwerbsteuerbefreiung beim 
Wohnungsbau in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. März 1970 (Amtsbl. S. 155) ; 

11. in Schleswig-Holstein 
a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d, Nr. 2 Buchsta-

ben c, d des Grunderwerbsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Februar 1967 (Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Schleswig-Holstein S. 20), 

zuletzt geändert durch Artikel 2 § 1 des Ge-
setzes vom 25. März 1970 (GVOBl. S. 86), 

b) § 2 Nr. 4 des Gesetzes über die Befreiung 
von der Grunderwerbsteuer bei Maßnahmen 
des sozialen Wohnungsbaues, bei Maßnah-
men aus dem Bereich des Bundesbaugesetzes 
und bei Maßnahmen zur Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. September 1974 
(GVOBl. S. 353). 

§5 

Anwendungsbereich 

§ 1 ist auf Erwerbsvorgänge anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1976 verwirklicht werden. 
Dies gilt für Erwerbsvorgänge vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes mit der Maßgabe, daß 

1. in den Fällen, in denen die in § 4 bezeichneten 
landesrechtlichen Vorschriften nicht anwendbar 
waren, die ergangenen Grunderwerbsteuerbe-
scheide aufzuheben sind, wenn der Antrag auf 
Steuerbefreiung bis zum Ablauf des sechsten 
Kalendermonats nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes gestellt wird; 

2. in den Fällen, in denen nach den in § 4 bezeich-
neten landesrechtlichen Vorschriften eine Steu-
erbefreiung eingetreten ist, auf Antrag des 
Grundstückserwerbers festzustellen ist, daß der 
Erwerbsvorgang nach § 1 dieses .Gesetzes von 
der Besteuerung ausgenommen ist. Stellt der 
Grundstückserwerber diesen Antrag nicht, ver-
bleibt es bei der Anwendung der jeweils in Be-
tracht kommenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten; dies gilt auch, wenn eine Nacherhebung der 
Grunderwerbsteuer wegen Nichterfüllung oder 
Aufgabe des steuerbegünstigten Zwecks vorge-
schrieben ist. 

§6 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§7 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün

-

dung in Kraft. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

1. Die Versorgung der Bevölkerung mit Wohn-
raum hat in den letzten Jahren einen hohen 
Stand erreicht. Die Zahl der Wohnungen ist in-
zwischen — global gesehen — etwa so groß wie 
die Zahl der Haushalte. Damit ist eine ent-
scheidende Voraussetzung für einen leistungsfä-
higeren Wohnungs- und Grundstücksmarkt ge-
geben. Die Bildung und Verteilung von Woh-
nungsvermögen dürfte künftig stärker als bisher 
durch Umschichtungen des vorhandenen Woh-
nungsbestandes bestimmt werden. 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, die-
se Entwicklung weiter zu fördern. Der von ihr 
vorgelegte Gesetzentwurf sieht vor, 

— die Abschreibungsbegünstigung des § 7 b 
EStG auf alle Anschaffungen von bestehen-
den Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern 
und Eigentumswohnungen auszudehnen 
und 

— den Erwerb eigengenutzter Einfamilienhäuser, 
Zweifamilienhäuser und Eigentumswohnun-
gen bis zu bestimmten Höchstbeträgen von 
der Grunderwerbsteuer zu befreien. 

2. Mit diesen steuerlichen Maßnahmen werden 
vermögenspolitische, städtebauliche und woh-
nungspolitische Zielsetzungen verfolgt. Außer-
dem sind positive Auswirkungen auf die Mobili-
tät der Wohneigentümer zu erwarten. 

Vermögenspolitisch geht es darum, möglichst 
vielen Bürgern die Bildung von Wohneigentum 
zu erleichtern. Die Zahl der Wohneigentümer 
hat zwar in den letzten Jahrzehnten nicht zu-
letzt auf Grund der positiven Wirkungen des 
vorhandenen wohnungsbau- und vermögenspoli-
tischen Instrumentariums erheblich zugenom-
men. Dennoch hat sich die sogenannte Eigen-
tumsquote, d. h. der Anteil der vom Eigentümer 
selbst genutzten Wohnungen am Gesamtbestand 
nur wenig erhöht. Auch im internationalen Ver-
gleich bleibt die Eigentumsquote in der Bundes-
republik Deutschland noch deutlich hinter dem 
Stand vergleichbarer Länder zurück. Die Einbe-
ziehung bereits vorhandener Wohnungen in die 
Vergünstigung des § 7 b EStG und die Befreiung 
von der Grunderwerbsteuer sollen dazu beitra-
gen, daß sich eine stärkere Eigentumsbildung 
künftig auch über Umschichtungen im vorhan-
denen Wohnungsbestand vollzieht. Namentlich 

für untere und mittlere Einkommensschichten 
werden die Möglichkeiten zur Bildung von 
Wohneigentum wesentlich verbessert und zwar 
insbesondere dann, wenn die erforderlichen Mit-
tel für einen im allgemeinen teureren Neubau 
nicht aufgebracht werden können. 

Städtebaupolitisches Ziel ist es, auf eine insge-
samt ausgewogene Siedlungs- und Sozialstruk-
tur hinzuwirken. Die bisherige Konzentration 
des Förderungsinstrumentariums auf den Neu-
bau von Wohnungen hat die Bildung von 
Wohneigentum vor allem auf die Randzonen 
von Städten und Gemeinden verwiesen. Damit 
hat sich zugleich die ohnehin in der Entwick-
lung des Wohnungsmarktes liegende Tendenz 
zur Bildung von Wohnbereichen nach sozialen 
Schichten verstärkt. Die vorgesehenen steuerli-
chen Maßnahmen dürften das Interesse an  der 
Anschaffung bestehender Wohnungen — insbe-
sondere bei guten Wohnumweltbedingungen — 
erhöhen und sind deshalb geeignet, diesen einsei-
tigen städtebaulichen Entwicklungstendenzen 
entgegenzuwirken. Da zusammen mit dem Ei-
gentumserwerb in zahlreichen Fällen Moderni-
sierungs- und Instandhaltungsinvestitionen 
durchgeführt werden dürften, können insgesamt 
erhebliche Impulse für die Stadterneuerung und 
die Erhaltung älterer Wohngebäude erwartet 
werden. 

Der Zielsetzung, im Wohneigentum liegende 
Hemmnisse gegen einen Arbeitsplatz- und 
Wohnortwechsel abzubauen, tragen die vorgese-
henen steuerlichen Maßnahmen in zweifacher 
Weise Rechnung: Zum einen wird die Möglich-
keit geschaffen, erhöhte Absetzungen nach § 7 b 
EStG, die bisher an ein Objekt gebunden sind, 
im Falle der Veräußerung des Objekts vor Ab-
lauf des Begünstigungszeitraums von acht Jah-
ren unter bestimmten Voraussetzungen noch bei 
einem weiteren Objekt vorzunehmen. Zum an

-deren wird durch die Befreiung von der Grund-
erwerbsteuer beim Erwerb eigengenutzter Einfa-
milienhäuser, Zweifamilienhäuser und Eigen-
tumswohnungen gerade für solche Fälle ein 
wichtiges Mobilitätshemmnis abgebaut. 

II. Finanzielle Auswirkungen 

Aus der nachstehenden Ubersicht gehen die finan-
ziellen Auswirkungen der von der Bundesregierung 
beschlossenen Maßnahmen hervor. 
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Gesetz über steuerliche Vergünstigungen bei der 

Lfd. Maßnahme 

Ent

-

ste

-

hungs

-j

ahr 
1977 1) 

Rechnungsjahr 1977 

Nr. 
davon 

ins

-

gesamt 
ins

-

gesamt Bund 
Länder 
Ge

-

mein

-

den 

1 	 2 	 3 	4 	5 	6 

1 Ausdehnung des § 7 b EStG auf die Anschaffung von Ein- und 
Zweifamilienhäusern sowie Eigentumswohnungen (einschließ-
lich Anpassung Ber1FG) 2)   —2503)  — 235 —101 	—134 

2 Grunderwerbsteuerbefreiung des Erwerbs von Ein- und Zwei-
familienhäusern sowie Eigentumswohnungen zur Ei gennut-
zung 4)   — 500 — 300 — 	— 300 

1) In den ersten zwölf Monaten voller Wirksamkeit der Rechtsänderung entstehende Haushaltsentlastung oder Haus-
haltsmehrbelastung. 

2) Nur grobe Schätzung möglich. 
3) In den Folgejahren ansteigende Steuerausfälle wegen Kumulativwirkung (1984 etwa 1,6 Mrd. DM). 
4) Nur Schätzung der ungefähren Größenordnung (etwa 1/2 Mrd. DM) möglich. 

Die Haushaltsmehrbelastungen des Bundes sind in 
der Finanzplanung enthalten. 

Zusätzliche Kosten der Ausführung des Gesetzes 
entstehen nicht. 

III. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz) 

A. Allgemeines 

Artikel 1 sieht — entsprechend der Ankündigung in 
der Regierungserklärung — die Ausdehnung der 
Abschreibungsbegünstigung nach § 7 b EStG auf 
alle Anschaffungen von Einfamilienhäusern, Zwei-
familienhäusern und Eigentumswohnungen vor, die 
zu mehr als 662/s v. H. Wohnzwecken dienen. Aus-
bauten und Erweiterungen an vor dem 1. Januar 
1964 fertiggestellten Gebäuden sind wie bisher be-
günstigt, wenn das Gebäude nicht nach dem 31. De-
zember 1976 angeschafft worden ist. 

Die Herstellungskosten des Bauherrn und die An-
schaffungskosten jedes Erwerbers können bis zu 
150 000 DM bei Einfamilienhäusern und Eigentums-
wohnungen bzw. bis zu 200 000 DM bei Zweifami-
lienhäusern erhöht abgesetzt werden. Im Rahmen 
der Höchstbeträge können auch erhöhte Absetzun

-

gen für nachträgliche Herstellungskosten an ange-
schafften Gebäuden in Anspruch genommen wer-
den, was besonders bei alten Gebäuden mit niedri-
gen Gebäudeanschaffungskosten und hohem Mo-
dernisierungsbedarf bedeutsam ist. Zusätzlich gibt 
es bereits nach geltendem Recht bei älteren Gebäu-
den besondere Abschreibungsbegünstigungen für 
bestimmten Modernisierungsaufwand. 

Der Begünstigungszeitraum von acht Jahren und 
die Höhe des Abschreibungssatzes von 5 v. H. blei-
ben unverände rt. Die Inanspruchnahme der erhöh-
ten Absetzungen durch einen Rechtsvorgänger des 
Steuerpflichtigen wird nicht mehr angerechnet. 

Die Möglichkeit, in den ersten drei Jahren nach der 
Anschaffung oder Herstellung nicht ausgenutzte er-
höhte Absetzungen im vierten Jahr nachzuholen, 
wird auf alle Erwerber ausgedehnt. 

Entsprechend der bisherigen Rechtslage können die 
erhöhten Absetzungen nur für ein begünstigtes 
Wohnobjekt — bei zusammenlebenden Ehegatten 
für zwei Objekte — in Anspruch genommen wer-
den. 

Wie bisher führen begünstige Objekte, die während 
des Geltungszeitraums des jeweiligen § 7 b EStG in 
der Zeit vom 1. Januar 1949 bis 31. Dezember 1964 
(Datum des Bauantrags) abschreibungsbegünstigt 
waren, nicht zum Objektverbrauch. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/286  

Herstellung oder Anschaffung bestimmter Wohngebäude 

Haushaltsmehrbelastung (—)/Haushaltsentlastung (+) in Millionen DM 

Redinungsjahr 1978 Rechnungsjahr 1979 Rechnungsjahr 1980 Rechnungsjahr 1981 

davon davon davon davon 

ins

-

gesamt Bund 
Länder 
Ge

-

mein

-

den 

ins

-

gesamt Bund 
Länder 
Ge

-

mein

-

den 

ins

-

gesamt Bund 
Länder 
Ge

-

mein

-

den 

ins

-

gesamt Bund 

Länder 
Ge-
mein

-

den 

7 	8 	9 	10 	11 	12 	 13 	14 	15 	 16 	17 	18 

— 535 - 230 	— 305 — 695 —299 	— 396 — 775 —333 	—442 —1 005 — 432 	—573 

— 600 — 	— 600 — 500 — 	— 500 —500 — 	— 500  — 500 — 	— 500 

Bauherren von zur Weiterveräußerung bestimmten 
Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen können wie bisher für alle er-
stellten Objekte zwei Jahre lang die erhöhten Ab-
setzungen in Anspruch nehmen. 

Neu eröffnet wird die Möglichkeit, erhöhte Abset-
zungen bei einem weiteren Objekt (Folgeobjekt) 
vorzunehmen, wenn der Steuerpflichtige bei dem 
Erstobjekt die erhöhten Absetzungen nicht ausnut-
zen konnte, weil er nicht bis zum Ablauf des Be-
günstigungszeitraums Eigentümer des Erstobjekts 
gewesen ist. Diese Regelung soll Hemmnisse ab-
bauen, die bisher wegen des in diesen Fällen einge-
tretenen Objektsverbrauchs häufig etwa der Auf-
nahme einer beruflichen Tätigkeit an einem ande-
ren Ort entgegenstanden. Sie dient damit insbeson-
dere dem Ziel einer besseren Mobilität der Arbeit-
nehmer. Sie trägt darüber hinaus der Zielsetzung 
Rechnung, daß im Interesse breit gestreuter Eigen-
tumsbildung jedem Steuerpflichtigen die Möglich-
keit offenstehen soll, insgesamt acht Jahre lang 
trotz Wechsels des begünstigten Objekts erhöhte 
Absetzungen in Anspruch nehmen zu können. 

Nicht begünstigt sind Anschaffungen von Einfami-
lienhäusern, Zweifamilienhäusern und Eigentums-
wohnungen zwischen zusammenlebenden Ehegatten 
sowie Tauschgeschäfte, wechselseitige Anschaffun-
gen und Rückkäufe von diesen Objekten, weil die

-

se Vorgänge nicht der vermögenspolitischen Ziel-
setzung der Vorschrift entsprechen. 

Der Entwurf sieht das rückwirkende Wirksamwer-
den des § 7 b ab 1. Januar 1977 vor. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 1 (§ 3 b EStG) 

Absatz 1 enthält die Voraussetzungen, unter denen 
die erhöhten Absetzungen in Anspruch genommen 
werden können. Abschreibungsbegünstigt sind wie 
bisher Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser und 
Eigentumswohnungen, die zu mehr als 66 2/3 v. H. 
Wohnzwecken dienen. 

In Satz 1 wird klargestellt, daß die begünstigten 
Gebäude und Eigentumswohnungen im Inland bele-
gen sein müssen. 

Neben dem Bauherrn kann jeder Steuerpflichtige, 
der ein Einfamilienhaus, Zweifamilienhaus oder eine 
Eigentumswohnung entgeltlich erwirbt, die erhöh-
ten Absetzungen vornehmen. Der Begünstigungs-
zeitraum umfaßt entsprechend der bisherigen 
Rechtslage das Jahr der Herstellung oder der An-
schaffung und die folgenden sieben Jahre. Bei un-
entgeltlichen Erwerben gelten die bisherigen Rege-
lungen weiter (vgl. § 7 Abs. 2 und § 11 d Abs. 1 
EStDV). 
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Satz 2 entspricht der bisherigen Rechtslage. 

Wie bisher können auf das Gebäude oder die Ei-
gentumswohnung entfallende Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten bei einem Einfamilienhaus oder 
einer Eigentumswohnung bis zu 150 000 DM, bei ei-
nem Zweifamilienhaus bis zu 200 000 DM erhöht ab-
geschrieben werden. Bei Anteilen wird entspre-
chend der bisherigen Rechtslage klargestellt, daß 
die erhöhten Absetzungen nur für den dem Anteil 
entsprechenden Teil von 150 000 DM bzw. 
200 000 DM vorgenommen werden dürfen. Innerhalb 
dieses Rahmens können auch nachträgliche Her-
stellungskosten wie Aufwendungen für Modernisie-
rungsmaßnahmen oder für Ausbauten und Erweite-
rungen erhöht abgesetzt werden, wenn diese im Be-
günstigungszeitraum anfallen (vgl. § 7 a Abs. 1 
EStG 1975). Die Regelung in Satz 4 schließt die Ab-
schreibungsbegünstigung in den Fällen aus, in de-
nen lediglich das Eigentum oder Miteigentum an ei-
nem der vorbezeichneten Gebäude oder einer Ei-
gentumswohnung innerhalb der Ehegemeinschaft, 
bei der zwei Objekte nach § 7 b begünstigt sind, 
wechselt. Solche Rechtsgeschäfte entsprechen nicht 
der vermögenspolitischen Zielsetzung der Vor-
schrift. Aus derselben Überlegung sind Tauschge-
schäfte, wechselseitige Anschaffungen und Rück-
käufe von Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäu-
sern, Eigentumswohnungen oder von Anteilen an 
diesen Objekten von der Abschreibungsbegünsti-
gung ausgeschlossen. Im übrigen sind mißbräuchli-
che Gestaltungen nach allgemeinen Rechtsgrund-
sätzen ausgeschlossen (vgl. § 42 der Abgabenord-
nung) . 

Absatz 2 übernimmt die bisherige Abschreibungsbe-
günstigung für Ausbauten und Erweiterungen an 
Ein- oder Zweifamilienhäusern und Eigentumswoh-
nungen, die vor dem 1. Januar 1964 fertiggestellt 
worden sind. Da künftig jede Anschaffung eines 
Gebäudes oder einer Eigentumswohnung nach dem 
31. Dezember 1976 begünstigt ist, beschränkt Ab-
satz 2 zur Vermeidung der zweifachen Inanspruch-
nahme des § 7 b die Abschreibungsbegünstigung für 
Ausbauten und Erweiterungen auf Gebäude und Ei-
gentumswohnungen, die vor dem 1. Januar 1977 an-
geschafft worden sind. Die bisher im Sonderfall des 
Ersterwerbs von Kleinsiedlungen, Kaufeigenhei-
men, Eigentumswohnungen und eigentumsähnli-
chen Dauerwohnrechten von einem Bauherrn ne-
beneinander bestehende Vergünstigung für die An-
schaffung und für den Ausbau oder die Erweite-
rung an dem Gebäude oder der Eigentumswohnung, 
die vor dem 1. Januar 1964 fertiggestellt worden 
sind, wird nicht fortgeführt. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen § 7 b Abs. 5 
EStG 1975. Änderungen ergeben sich durch die 
Ausdehnung des § 7 b auf alle Anschaffungen. Des-
halb kann künftig jeder Erwerber erhöhte Abset-
zungen, die er im Jahr der Anschaffung und in den 
zwei folgenden Jahren nicht ausgenutzt hat, bis 
zum Ende des dritten auf das Jahr der Anschaffung 
folgenden Jahres nachholen. Die Nachholung vom 
Bauherrn nicht ausgenutzter erhöhter Absetzungen 
durch den Erwerber konnte nicht beibehalten wer-
den, da künftig jeder Erwerber acht Jahre lang die 
erhöhten Absetzungen geltend machen kann. Der 

bisherige Satz 3 konnte wegfallen, weil auch für die 
Abschreibungsbegünstigung des § 7 b die allgemei-
ne Regelung des § 7 a Abs. 3 gilt, nach der in jedem 
Jahr des Begünstigungszeitraums mindestens die 
Absetzungen nach § 7 Abs. 4 vorzunehmen sind. 

Absatz 4 entspricht § 7 b Abs. 6 EStG 1975. 

Absatz 5 enthält die Regelung über die Objektbe-
grenzung. Die Sätze 1 und 2 entsprechen der bishe-
rigen Rechtslage. Um Härten zu vermeiden, die sich 
nach der bisherigen Regelung in den Fällen erga-
ben, in denen der Steuerpflichtige vor Ablauf des 
Begünstigungszeitraums das Gebäude oder die Ei-
gentumswohnung verkaufte oder auf andere Weise 
das Eigentum an dem begünstigten Objekt, z. B. 
durch Enteignung oder Umlegung verlor, eröffnet 
der neu eingeführte Satz 3 die Möglichkeit, die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten bei einem wei-
teren Objekt für die Kalenderjahre erhöht abzuset-
zen, für die bei dem Erstobjekt die erhöhten Abset-
zungen deshalb nicht in Anspruch genommen wer-
den konnten, weil der Steuerpflichtige nicht bis 
zum Ablauf des ganzen Begünstigungszeitraums Ei-
gentümer des Erstobjekts gewesen ist. Sollte der 
restliche Begünstigungszeitraum auch bei dem Fol-
geobjekt nicht ausgenutzt werden können, ist die 
Vornahme erhöhter Absetzungen bei einem dritten 
Objekt nicht möglich. 

Aus Gründen der Praktikabilität der Vorschrift 
können die erhöhten Absetzungen nur bei einem 
anderen Objekt vorgenommen werden, das inner-
halb von zwei Jahren vor und drei Jahren nach Ab-
lauf des Veranlagungszeitraums, in dem der Steuer-
pflichtige letztmals Eigentümer des Erstobjekts 
war, angeschafft oder hergestellt wird. Die erhöh-
ten Absetzungen können bei Erfüllung der Fristvor-
aussetzung auch bei Ausbauten und Erweiterungen 
an einem vor dem 1. Januar 1964 hergestellten Ein-
oder Zweifamilienhaus vorgenommen werden, das 
bereits im Eigentum des Steuerpflichtigen steht. 

Die erhöhten Absetzungen bei dem Folgeobjekt be-
ginnen nach Absatz 1 und 2 im Jahr der Anschaf-
fung oder der Herstellung des Gebäudes, der Eigen-
tumswohnung, des Ausbaus oder der Erweiterung. 
Dabei ist der Begünstigungszeitraum bei dem Fol-
geobjekt, der sich aus Absatz 1 oder, wenn das Ob-
jekt in Berlin (West) belegen ist, aus § 15 Berlinför-
derungsgesetz ergibt, um die Jahre zu kürzen, für 
die der Steuerpflichtige bei dem Erstobjekt bereits 
erhöhte Absetzungen in Anspruch nehmen konnte. 
Ist das Folgeobjekt im Jahr der Veräußerung des 
Erstobjekts oder im Jahr davor angeschafft oder 
hergestellt worden, können die erhöhten Absetzun-
gen für das Folgeobjekt erst ab dem Veranlagungs-
zeitraum in Anspruch genommen werden, in dem 
der Steuerpflichtige nicht mehr Eigentümer des Erst-
objekts ist. 

Satz 5 übernimmt die bisherige Regelung, wonach 
Gebäude, deren Bauantrag vor dem 1. Januar 1965 
gestellt worden ist und für die erhöhte Absetzungen 
nach den Vorschriften des § 7 b in den Fassungen 
vor dem EStG 1965 oder nach § 54 in Anspruch ge-
nommen worden sind, nicht zu einem Objektver-
brauch führen. In diesen Fällen ist deshalb auch 
keine Übertragung des nicht ausgenutzten Begün- 
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stigungszeitraums auf ein Folgeobjekt nach Satz 3 
vorgesehen. 

Absatz 6 Satz 1 übernimmt die bisher in § 15 Abs. 4 
EStDV enthaltene Regelung und paßt sie gleichzei-
tig an die Terminologie der AO 1977 an. Satz 2 
schafft eine gesetzliche Grundlage für eine bisher 
nur in Verwaltungsanweisungen enthaltene Bestim-
mung. Danach sind ein Gebäude oder eine Eigen-
tumswohnung sowie Ausbauten und Erweiterungen 
an  einem solchen Gebäude, die ausschließlich im 
Bruchteils- oder Gesamthandseigentum von zusam-
menlebenden und unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtigen Ehegatten stehen, als ein Objekt anzu-
sehen. Das führt dazu, daß diese Ehegatten insge-
samt zwei Objekte begünstigt absetzen können, 
wobei es unerheblich ist, ob die Gebäude oder die 
Eigentumswohnungen im Allein- oder Miteigentum 
der Ehegatten stehen. 

Absatz 7 entspricht § 7 b Abs. 7 Satz 3 EStG 1975. 

Absatz 8 enthält Übergangsregelungen, die wegen 
des rückwirkenden Wirksamwerdens des § 7 b ab 
1. Januar 1977 notwendig sind. Die Anschaffungs-
kosten von nach dem 31. Dezember 1976 und vor 
dem Tag des Inkrafttretens des § 7 b angeschafften 
Ein- oder Zweifamilienhäusern oder Eigentumswoh-
nungen können wahlweise nach altem oder nach 
neuem Recht erhöht abgesetzt werden. Die einmal 
gewählte Abschreibungsmöglichkeit muß während 
des gesamten Begünstigungszeitraums beibehalten 
werden. 

Satz 2 regelt, daß die erhöhten Absetzungen bei 
Ausbauten und Erweiterungen nur bei solchen vor 
dem 1. Januar 1964 hergestellten Gebäuden in An-
spruch genommen werden können, deren Anschaf-
fung nicht nach dem neuen § 7 b begünstigt wird. 

Zu Nummer 2 (§ 21 a EStG) 

§ 21 a Abs. 3 zählt abschließend den Kreis der 
Aufwendungen auf, die bei der Berechnung des 
Nutzungswerts der selbstgenutzten Wohnung im ei-
genen Einfamilienhaus vom Grundbetrag abgezogen 
werden dürfen. Sie faßt die bisher in einer Reihe 
von Vorschriften der EStDV verstreuten Vorschrif-
ten über bei selbstgenutzten Einfamilienhäusern zu-
lässige erhöhte Absetzungen in einer gesetzlichen 
Grundlage zusammen. 

Zu Nummer 3 (§ 39 a EStG)' 

Die Änderung der Vorschrift bedeutet eine redak-
tionelle Anpassung an die Neuregelung der Ab-
schreibungsbegünstigungen im Berlinförderungsge-
setz. 

Zu Nummer 4 (§ 52 EStG) 

§ 52 Abs. 10 a regelt die erstmalige Anwendung des 
§ 7 b. 

§ 52 Abs. 10 b kann wegen Zeitablaufs gestrichen 
werden. 

Zu Nummer 5 (§ 53 EStG) 

Die Streichung des § 53 beruht auf der Übernahme 
der Vorschriften in das Berlinförderungsgesetz. 

Zu Artikel 2 (Berlinförderungsgesetz — BerlinFG) 

A. Allgemeines 

Artikel 2 sieht Neufassungen der im Berlinförde-
rungsgesetz enthaltenen Abschreibungsbegünsti-
gungen für Wohngebäude und Eigentumswohnun-
gen in Berlin (West) vor. Durch die Neufassungen 
werden diese Begünstigungen nicht nur an den ge-
änderten § 7 b EStG angepaßt, sondern auch im In-
teresse einer besseren Übersichtlichkeit und ein-
facheren Anwendung in der Weise neu gegliedert, 
daß im neuen § 14 a BerlinFG die Abschreibungsbe-
günstigungen für Mehrfamilienhäuser und im neuen 
§ 15 BerlinFG die Sondervorschriften zur Anwen-
dung des § 7 b EStG zusammengefaßt werden. Die 
erstmalige Anwendung dieser Vorschriften ist in 
den neuen Absätzen 6 a und 6 b des § 31 BerlinFG 
geregelt. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs-
verfahrens wird geprüft werden, ob und ggf. wie 
dem Berliner Anliegen, die Modernisierung des Alt-
baubestandes durch eine weitere steuerliche Ver-
günstigung zu fördern, Rechnung getragen werden 
kann. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 1 (§ 14 a BerlinFG) 

Absatz 1 entspricht der bisherigen Begünstigung für 
Mehrfamilienhäuser in § 15 Abs. 1 BerlinFG. Aus 
Vereinfachungsgründung wird jedoch in Satz 1 we-
gen der bei diesen Gebäuden zulässigen erhöhten 
Absetzungen nicht mehr auf die Vorschriften des 
§ 7 b EStG verwiesen; die Voraussetzungen für die 
erhöhten Absetzungen und ihre Höhe werden viel-
mehr in der Vorschrift selbst abschließend geregelt. 
Abweichend von der bisherigen Rechtslage, wo-
nach bei diesen Gebäuden nach Wahl des Steuer-
pflichtigen erhöhte Absetzungen von 2 X10 v.H. und 
10X3 v. H. oder von 2 X7,5 v. H. und 8 X4 v. H. vor-
genommen werden können, sieht die Neuregelung für 
diese Gebäude nur noch erhöhte Absetzungen von 
2X 10 v. H. und 10X3 v. H. vor. Diese Vereinfach-
ungsmaßnahme erscheint angezeigt, weil auch bei 
dem bisherigen Wahlrecht in der Regel dieser Ab-
schreibungsmodus eindeutig im Vordergrund stand. 
Satz 2 bestimmt, daß hinsichtlich der nach Ablauf 
des Begünstigungszeitraums vorzunehmenden Ab-
setzungen für Abnutzung wie bisher die Regelung 
des § 7 b Abs. 1 Satz 2 EStG entsprechend anzuwen-
den ist. 

Absatz 2 stellt sicher, daß auch künftig für be-
stimmte Baumaßnahmen an in Berlin (West) belege-
nen Mehrfamilienhäusern erhöhte Absetzungen 
vorgenommen werden können. Gegenüber der bis-
her geltenden Regelung des § 15 Abs. 1 BerlinFG 
weicht die Neuregelung in materieller Hinsicht je-
doch dadurch ab, daß wie in den Fällen des Absat- 
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zes 1 die erhöhten Absetzungen nur noch mit 
2 X10 v. H. und 10X3 v. H., also nicht mehr mit 
2X7,5  v. H. und  8X4  v. H., geltend gemacht werden 
können, und daß — wie schon ab 1965 bei § 7 b 
EStG — an die Stelle der Begünstigung von Zubau-
ten, Ausbauten und Umbauten eine solche von 
Ausbauten und Erweiterungen getreten ist. 

Absatz 3 stellt durch Verweisung auf § 7 b Abs. 3 
Satz 1 und 2 EStG sicher, daß wie bisher nicht aus-
genutzte erhöhte Absetzungen der ersten drei Jahre 
bis zum Ende des vierten Jahrs nachgeholt werden 
können. 

Absatz 4 enthält die bisher in § 14 a Abs. 1 und 2 
BerlinFG vorgesehene besondere Abschreibungs-
vergünstigungen für Mehrfamilienhäuser, die im 
steuerbegünstigten oder freifinanzierten Woh-
nungsbau in Berlin (West) errichtet werden, und 
für Ausbauten und Erweiterungen an solchen Ge-
bäuden. Materielle Änderungen sind insoweit nicht 
vorgesehen. Insbesondere verbleibt es dabei, daß 
bei diesen Gebäuden sowie bei Ausbauten oder Er-
weiterungen an diesen Gebäuden nach Wahl des 
Steuerpflichtigen erhöhte Absetzungen nach den 
Absätzen 1 oder 2 mit 2X10 v.  H. und 10X3 v. H. (je-
doch nicht mehr mit 2X7,5 v H. und 8X4 v. H.) oder 
nach Absatz 4 bis zur Höhe von insgesamt 50 v. H. 
in den ersten drei Jahren vorgenommen werden 
können. 

Die Absätze 5, 6 und 7 entsprechen den bisher in 
§ 14 a Abs. 5 bis 7 und § 15 Abs. 4 enthaltenen Vor-
schriften. 

Zu Nummer 2 (§ 15 BerlinFG) 

§ 15 BerlinFG enthält die für in Berlin (West) bele-
gene Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser und 
Eigentumswohnungen geltenden Sondervorschriften 
zur Anwendung des § 7 b EStG. 

Absatz 1 bestimmt, daß die Vorschriften des neuen 
§ 7 b Abs. 1 bis 6 EStG grundsätzlich auch auf in 
Berlin (West) belegene Einfamilienhäuser, Zweifa-
milienhäuser und Eigentumswohnungen sowie auf 
Ausbauten und Erweiterungen an solchen Gebäu-
den und Eigentumswohnungen anzuwenden sind. Es 
gelten jedoch folgende Besonderheiten: 

— Die erhöhten Absetzungen sind ausschließlich 
mit  2X10  v. H. und 10X3 v. H. zulässig. Das gilt 
auch für im steuerbegünstigten oder frei finan-
zierten Wohnungsbau errichtete Objekte, bei 
denen bisher wahlweise in den ersten drei Jah-
ren erhöhte Absetzungen bis zu 50 v. H. vorge-
nommen werden konnten. Auch die bisherige 
Möglichkeit, anstelle Absetzungen der von 
2X 10 v. H. und 10X 3 v. H. erhöhte Absetzungen 
von 2X7,5  v. H. und  8X4  v. H. vorzunehmen, ist 
— wie in den Fällen des § 14 a Abs. 1 und 2 Ber-
linFG — gestrichen worden. Wegen der Gründe 
wird auf die Begründung zu diesen Vorschriften 
Bezug genommen. 

— Anders als bisher gilt für die bezeichneten Ob-
jekte grundsätzlich auch die Objektbegrenzung 
des § 7 b Abs. 5 EStG. Dafür ist das sich bisher 
für Objekte in Berlin (West) aus § 7 b EStG 1961 

für die Begünstigung des Ersterwerbs ergebende 
Erfordernis der Bestimmung zur Eigennutzung 
weggefallen. Diese beiden Änderungen sind eine 
Folge der Begünstigung jedes Erwerbs eines 
Einfamilienhauses, Zweifamilienhauses und ei-
ner Eigentumswohnung. Für die Anwendung der 
Vorschriften des § 7 b Abs. 5 EStG gelten für 
Objekte in Berlin (West) folgende Besonderhei-
ten:  

Die Möglichkeit, in Fällen, in denen der Steuer-
pflichtige nicht bis zum Ablauf des Begünsti-
gungszeitraums Eigentümer eines begünstigten 
Objekts bleibt, bei einem weiteren Objekt er-
höhte Absetzungen in so vielen Jahren vorzu-
nehmen, wie es bei dem ersten Objekt noch zu-
lässig gewesen wäre, wenn der Steuerpflichtige 
Eigentümer geblieben wäre, gilt mit der Maßga-
be, daß für begünstigte Objekte in Berlin (West) 
an die Stelle eines Begünstigungszeitraums von 
acht Jahren ein solcher von zwölf Jahren tritt. 
Die in den beiden ersten Jahren zulässigen er-
höhten Absetzungen von jeweils 10 v. H. dürfen 
jedoch nur bei einem Objekt in Anspruch ge-
nommen werden. 

Auf die Objektgrenze werden alle in Berlin 
(West) belegenen Objekte nicht angerechnet, 
für die der Steuerpflichtige erhöhte Absetzun-
gen auf Grund der bisher geltenden Vorschrif-
ten der §§ 7 b und 53 Abs. 3 EStG und der bishe-
rigen Fassung des § 15 BerlinFg in Anspruch ge-
nommen hat oder in Anspruch nimmt. 

Durch die in Satz 4 enthaltene Verweisung auf § 7 
Abs. 7 EStG wird klargestellt, daß die Objektgrenze 
für Bauherren von Kaufeigenheimen, Trägerklein-
siedlungen und Kaufeigentumswohnungen nicht 
gilt. Wie im übrigen Bundesgebiet dürfen in diesen 
Fällen erhöhte Absetzungen jedoch nur für das 
Jahr der Fertigstellung und das folgende Jahr, und 
zwar bis zu jeweils 5 v. H., geltend gemacht wer-
den. 

Absatz 2 enthält eine Sonderregelung, die sicher-
stellen soll, daß die künftig auch für Berlin gelten-
de Objektbegrenzung nicht zu einer Behinderung 
des Zuzugs nach. Berlin (West) führen kann. Sie 
sieht vor, daß in Berlin (West) belegene Einfami-
lienhäuser, Zweifamilienhäuser und Eigentums-
wohnungen dann nicht auf die Objektgrenze ange-
rechnet werden, wenn sie von einem Steuerpflichti-
gen oder dessen Ehegatten im Zusammenhang mit 
der Begründung des ausschließlichen Wohnsitzes in 
Berlin (West) anläßlich der Aufnahme einer ge-
werblichen Tätigkeit oder einer selbständigen oder 
nicht-selbständigen Arbeit in Berlin (West) ange-
schafft oder hergestellt worden sind (Satz 1). Vor-
aussetzung für die Anwendung dieser Sonderre-
gelung ist, daß die Anschaffung oder Herstellung 
innerhalb von drei Jahren nach Aufnahme der Tä-
tigkeit in Berlin (West) erfolgt (Satz 2). Sie gilt nur 
für die Veranlagungszeiträume, in denen der Steu-
erpflichtige das Einfamilienhaus, Zweifamilienhaus 
oder die Eigentumswohnung selbst bewohnt 
(Satz 3). Das gilt auch, wenn das Objekt im Eigen-
tum des Ehegatten steht. In diesem Fall ist weitere 
Voraussetzung für die Anwendung der Sonderrege- 
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lung, daß die Anforderungen des § 26 Abs. 1 EStG 
vorliegen, d. h. daß die Ehegatten beide unbe-
schränkt steuerpflichtig sind und nicht dauernd ge-
trennt leben. 

Zu Nummer 3 (§ 31 BerlinFG) 

§ 31 Abs. 6 a und 6 b regeln die erstmalige Anwen-
dung der neugefaßten §§ 14 a und 15. Die Neufas-
sung des § 31 Abs. 6 ist durch die Einfügung der 
Absätze 6 a und 6 b bedingt. Sie hat lediglich re-
daktionelle Bedeutung. 

Zu Artikel 3 (Grunderwerbsteuer) 

A. Allgemeines 

Die Grunderwerbsteuer beruht zur Zeit noch auf 
Landesgesetzen, die zwar in den Vorschriften über 
die Steuertatbestände noch  weitgehend überein-
stimmen und insoweit ihre Entstehung aus dem 
Grunderwerbsteuergesetz vom 29. März 1940 erken-
nen lassen, im übrigen aber erheblich voneinander 
abweichen. Insbesondere haben sich die Befreiungs-
vorschriften von L and zu Land unterschiedlich ent-
wickelt. Eine Vereinheitlichung ist geboten, jedoch 
wird die Vorbereitung eines entsprechenden Bun-
desgesetzes noch einige Zeit in Anspruch neh-
men. 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, der 
allgemeinen Vereinheitlichung des Grunderwerb-
steuerrechts eine bundesrechtliche Regelung vorzu-
schalten, durch die der Erwerb von Einfamilienhäu-
sern, Zweifamilienhäusern und Eigentumswohnun-
gen zur eigenen Nutzung steuerlich erleichtert wer-
den soll, und zwar ohne Rücksicht auf das Alter 
des Gebäudes. 

Die landesrechtlichen Befreiungsvorschriften, die 
den Erwerb von Grundstücken mit Ein- und Zweifa-
milienhäusern und den Erwerb von Eigentumswoh-
nungen betreffen, sind zum großen Teil zur Förde-
rung des sozialen Wohnungsbaues erlassen worden 
und begünstigen in der Regel nur den Erwerb von 
Objekten, die zu mehr als 66 2/s v. H. Wohn-
zwecken dienen und nach der Wohnungsbaugesetz-
gebung des Bundes grundsteuerbegünstigt sind 
oder gewesen sind. Im übrigen sind aber bei diesen 
Befreiungsvorschriften erhebliche Unterschiede 
festzustellen. So begünstigen die meisten Länder 
nur Erwerbe, die innerhalb bestimmter, allerdings 
unterschiedlicher Fristen nach Fertigstellung der 
Objekte verwirklicht werden. Zusätzlich ist viel-
fach Voraussetzung, daß es sich um einen Erster-
werb, d. h. um einen Erwerb vom Bauherren han-
delt. 

Unterschiedlich geregelt ist auch die Frage der Ei-
gennutzung. In der Mehrzahl der Länder setzt die 
Steuerbefreiung zwar voraus, daß es sich um einen 
Erwerb zur eigenen Nutzung handelt, jedoch wird 
nur in einem Teil dieser Länder gefordert, daß das 
Einfamilienhaus, das Zweifamilienhaus oder die Ei-
gentumswohnung vom Erwerber oder seinen Ange-
hörigen innerhalb bestimmter Fristen tatsächlich 
bezogen und bewohnt wird. 

Schließlich bestehen auch Unterschiede in bezug auf 
den Umfang der Steuerbefreiung. Überwiegend ha-
ben die Länder Regelungen getroffen, daß die Steu-
er teilweise zu erheben ist, wenn die Gesamtfläche 
des Grundstücks , ein Mehrfaches der überbauten 
Fläche, eine „übliche Größe" oder eine flächenmä-
ßig bestimmte Größe überschreitet. 

Diese keineswegs erschöpfend dargestellten Unter-
schiede lassen erkennen, daß die von der Bundesre-
gierung angestrebten Erleichterungen für den Er-
werb eigengenutzter Altbauten nicht durch eine 
bloße Ergänzung der landesrechtlichen Befreiungs-
vorschriften herbeigeführt werden können. Es ist 
vielmehr geboten, die Grunderwerbsteuerbefreiun-
gen für den Erwerb von Einfamilienhäusern, Zwei-
familienhäusern und Eigentumswohnungen in dem 
Sinne neu zu regeln, daß künftig für dera rtige Er-
werbe grundsätzlich nur noch die Anwendung von 
Bundesrecht in Betracht kommt. Das bedeutet, daß 
die unmittelbar konkurrierenden landesrechtlichen 
Vorschriften außer Kraft gesetzt oder für nicht 
mehr anwendbar erklärt werden müssen, und zwar 
auch dann, wenn sie in Teilbereichen für die Steu-
erpflichtigen günstiger sind als die neuen bundes-
rechtlichen Vorschriften. Insgesamt gesehen wird 
aber die Neuregelung zu ganz erheblichen steuerli-
chen Erleichterungen führen. Falls im Lauf des Ge-
setzgebungsverfahrens erkennbar werden sollte, 
daß sich aus weiteren landesrechtlichen Vorschrif-
ten unerwünschte Überschneidungen mit den neuen 
bundesrechtlichen Vorschriften ergeben, wird ge-
prüft werden, wie dem Rechnung zu tragen ist. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Absatz 1 Nr. 1, 2 und 3 sieht in Verbindung mit Ab-
satz 2 Nr. 1 und 2 vor, daß der Erwerb von Einfami-
lienhäusern, Zweifamilienhäusern und Eigentums-
wohnungen auf Antrag von der Besteuerung ausge-
nommen sein soll, soweit die Bemessungsgrundlage 
für die Steuer bestimmte Werte nicht überschreitet. 
Diese Beschränkung auf die Einräumung von Frei-
beträgen ist geboten, weil anderenfalls die Einnah-
meausfälle eine nicht mehr vertretbare Höhe errei-
chen würden. 

Verhältnismäßig strenge Anforderungen sollen hin-
sichtlich der Eigennutzung gelten. Es ist aber da-
von auszugehen, daß Einfamilien- und Zweifami-
lienhäuser in aller Regel zur eigenen Nutzung er-
worben und sobald wie möglich auch bezogen wer-
den. Deshalb erscheint es gerechtfertigt, die Steuer-
befreiung davon abhängig zu mache, daß das er-
worbene Objekt vom Erwerber oder einem seiner 
Angehörigen binnen einer Frist von fünf Jahren 
mindestens ein Jahr lang selbst bewohnt wird. Bei 
einer Regelung, die auf eine nur beabsichtigte Ei-
gennutzung abstellen würde, wären Steuerumge-
hungen nicht auszuschließen. Im übrigen ist nicht 
ersichtlich, warum beispielswiese der Erwerb von 
Eigentumswohnungen zum Zwecke der Vermietung 
steuerlich begünstigt werden sollte. 
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Die weitere Voraussetzung, daß das Einfamilien-
haus, das Zweifamilienhaus oder die Eigentums-
wohnung zu mehr als 662/3 v. H. Wohnzwecken 
dienen muß, entspricht der Regelung in § 7 b des 
Einkommensteuergesetzes. 

Absatz 1 Nr. 4 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
zur Errichtung von Einfamilienhäusern, Zweifami-
lienhäusern und Eigentumswohnungen vielfach 
Erbbaurechte bzw. Wohnungserbbaurechte bestellt 
worden sind, entweder weil die Grundstückseigen-
tümer ihr Eigentum am Grund und Boden nicht auf-
geben wollten oder weil die Bauherren die oft ho-
hen Grundstückspreise nicht zahlen konnten. Die 
Vorschrift sieht vor, daß der nachträgliche Erwerb 
des Grund und Bodens durch die Erbbauberechtig-
ten steuerfrei bleiben soll; auch hier gilt jedoch 
nach Absatz 2 Nr. 3 die Beschränkung auf einen 
Freibetrag. Die Regelung erfaßt nur die Fälle, in de-
nen das Erbbaurecht bzw. das Wohnungserbbau-
recht nach den Vorschriften der Nummern 1, 2 oder 
3 steuerfrei erworben worden ist. Es könnte aber 
erwogen werden, sie im Lauf des. Gesetzgebungs-
verfahrens auf weitere Fälle auszudehnen. 

Zu §2 

Hier sind die unbedingt erforderlichen Anzeige- 
und Nachweispflichten vorgesehen. Im übrigen hat 
ein Steuerpflichtiger, der eine Steuerbefreiung nach 
§ 1 in Anspruch genommen hat, die von ihm abge-
gebenen Erklärungen gegebenenfalls nach § 153 
Abs. 2 der Abgabenordnung zu berichtigen. 

Zu §3 

Absatz 1 sieht vor, daß bei Nichterfüllung der in § 1 
Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 bezeichneten Voraussetzun-
gen die Steuerbefreiung mit Wirkung für die Ver-
gangenheit wegfällt. Damit wird Zweifeln vorge-
beugt, ob es sich in diesen Fällen um ein Ereignis 
im Sinne des § 175 Nr. 2 der Abgabenordnung han-
delt, das Wirkung für die Vergangenheit hat. 

Absatz 2 regelt in Anlehung an die Vorschriften 
der Abgabenordnung die Verzinsung der gegebe-
nenfalls nachzuzahlenden Steuer. Dabei ist berück-
sichtigt worden, daß ein Steuerpflichtiger, der die 
Voraussetzungen für die zunächst in Anspruch ge-
nommene Steuerbefreiung nicht erfüllen kann oder 
will, die Möglichkeit haben muß, den Zinslauf 
durch eine Anzeige an das Finanzamt vorzeitig zu 
beenden. 

Zu §4 

Soweit der Bund bisher von seinem Gesetzgebungs. 
recht über die Grunderwerbsteuer Gebrauch ge-
macht und neue Befreiungsvorschriften geschaffen 
hat, sind weitergehende landesrechtliche Vorschrif

-

ten regelmäßig unberührt geblieben. Das war ver-
tretbar, weil zum Beispiel die in § 77 des Städtebau-
förderungsgesetzes vorgesehenen Steuerbefreiun-
gen speziell auf die durch dieses Gesetz neu ge-
schaffenen Tatbestände zugeschnitten sind und des-
halb eine ernstliche Kollision mit landesrechtlichen 
Befreiungsvorschriften nicht befürchtet werden 
mußte. 

Zu derartigen Kollisionen würde es aber kommen, 
wenn beim Erwerb von Einfamilienhäusern, Zweifa-
milienhäusern und Eigentumswohnungen neben den 
in § 1 enthaltenen Befreiungsvorschriften die davon 
und auch untereinander stark abweichenden lan-
desrechtlichen Befreiungsvorschriften anwendbar 
bleiben würden. 

Absatz 1 sieht deshalb vor, daß alle landesrechtli-
chen Befreiungsvorschriften außer Kraft treten sol-
len, die nur den Erwerb von Grundstücken mit Ein-
familien- oder Zweifamilienhäusern oder den Er-
werb von Eigentumswohnungen betreffen. 

Absatz 2 betrifft Vorschriften, die auch andere Er-
werbsvorgänge — wie z. B. den Erwerb von Miet-
wohngrundstücken - begünstigen und insoweit 
durch die in § 1 vorgesehenen Befreiungen nicht 
berührt werden. Diese landesrechtlichen Befrei-
ungsvorschriften sollen künftig auf den Erwerb von 
Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen nicht mehr anwendbar sein. 
Eine Ausnahme soll nur gelten, soweit diese Vor-
schriften eine Steuerbefreiung für den Rückerwerb 
durch den Bauträger vorsehen, der das Objekt ge-
schaffen hat. 

Zu § 5 

Hier ist vorgesehen, daß die neuen bundesrechtli-
chen Befreiungsvorschriften rückwirkend ab 1. Ja-
nuar 1977 angewendet werden sollen. 

Nummer 1 läßt den Steuerpflichtigen, die eine lan-
desrechtliche Steuerbefreiung nicht in Anspruch 
nehmen konnten, eine sechsmonatige Frist, um ihre 
Ansprüche auf Steuerbefreiung nach diesem Gesetz 
geltend zu machen. 

Nummer 2 gilt für die Erwerbsvorgänge, die nach 
einer landesrechtlichen Befreiungsvorschrift steuer-
frei waren, auf die aber auch eine der neuen bun-
desrechtlichen Befreiungsvorschriften anwendbar 
wird. In diesen Fällen soll der Steuerpflichtige die 
für ihn günstigere Regelung wählen können. 

Zu §6 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin -Klausel. 

Zu §7 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset-
zes. 

Zu Artikel 4 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset-
zes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 2 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
auf Regelungen hinzuwirken, die bei den not-
wendigen Anpassungen des Berlinförderungs-
gesetzes an die Erweiterungen des § 7 b Ein-
kommensteuergesetz Nachteile für Berlin ver-
meiden und den städtebaulichen und wohnungs-
politischen Besonderheiten Berlins Rechnung tra-
gen. 

2. Zu Artikel 3 § 1 Abs. 1 Nr. 4 

Artikel 3 § 1 Abs. 1 Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. der Erwerb eines mit einem Erbbaurecht 
oder einem Wohnungserbbaurecht belaste-
teten Grundstücks durch den Erbbauberech-
tigten, wenn auf dem Grundstück ein Ein-
familienhaus, ein Zweifamilienhaus oder eine 
Eigentumswohnung errichtet ist, dem Erb-
bauberechtigten das Eigentum daran zusteht 
und er das Einfamilienhaus, die Eigentums-
wohnung oder beim Zweifamilienhaus eine 
Wohnung selbst bewohnt. Weiter wird vor-
ausgesetzt, daß das Einfamilienhaus, das 
Zweifamilienhaus oder die Eigentumswoh-
nung zu mehr als 662/3 vom Hundert Wohn-
zwecken dient." 

Begründung 

§ 1 Abs. 1 Nr. 4 schafft eine Steuerbefreiung für 
den Nacherwerb des mit einem Erbbaurecht 
(Wohnungserbbaurecht) belasteten Grundstücks 
durch den Erbbauberechtigten. Diese wird jedoch 
begrenzt auf die Fälle, daß das Erbbaurecht 
(Wohnungserbbaurecht) nach den Ziffern 1, 2 
oder 3 des § 1 Abs. 1 steuerfrei erworben wurde, 
so daß die Befreiungsvorschrift nicht zum Zuge 
kommt, wenn der Erwerb des Erbbaurechts vor 
dem 1. Januar 1977 liegt. Da die bis dahin gel-
tenden landesrechtlichen Vorschriften nicht alle 
den Nacherwerb freistellen, würde diese unter-
schiedliche Behandlung auch über den 31. De-
zember 1976 hinaus fortgelten. Eine innere Recht-
fertigung hierfür ist nicht erkennbar. Mit der 
vorgeschlagenen Änderung soll daher eine gene-
relle Freistellung für das gesamte Bundesgebiet 
bei Nacherwerben nach dem 31. Dezember 1976 
erreicht werden. 

3. Zu Artikel 3 

a) Der Bundesrat weist auf das Bedenken hin, 
daß sich durch die weitere Ausdehnung der 
Befreiungstatbestände im Bereich der Grund-
erwerbsteuer die Frage der verfassungsmäßi

-

gen Zulässigkeit dieser Steuer erhebe. Der 
Bundesrat bittet die Bundesregierung, diese 
Frage im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
zu prüfen. 

b) Der Bundesrat bedauert, daß die vorgesehene 
Gleichstellung der Alt- und Neubauten bei 
der Grunderwerbsteuer wiederum durch ein 
besonderes Befreiungsgesetz geregelt wird, 
wie es vorher schon bei den bundesrechtlichen 
Grunderwerbsteuervergünstigungen im Rah-
men des Städtebauförderungsgesetzes, des 
Gesetzes zur Förderung von Investitionen und 
Beschäftigung und des Umwandlungssteuer-
gesetzes 1977 der Fall gewesen ist. Die zu-
sätzliche grunderwerbsteuerliche Begünstigung 
der Altbauten hätte der bevorstehenden, nach 
den Vorstellungen der Länder aufkommens-
neutralen Gesamtreform des Grunderwerb-
steuerrechts (zusätzliche Steuervergünstigung 
für Altbauten und gleichzeitige Einschränkung 
anderer Steuervergünstigungen) vorbehalten 
bleiben sollen, auf deren Verwirklichung die 
Länder seit dem Inkrafttreten der Finanz-
reform am 1. Januar 1970 ständig gedrängt 
haben. Die neue grunderwerbsteuerliche Vor-
abregelung für Ein- und Zweifamilienhäuser 
und für Eigentumswohnungen trägt nur teil-
weise zur Vereinheitlichung des Grund-
erwerbsteuerrechts in der Bundesrepublik 
bei. Sie erschwert eine Gesamtreform und 
bringt weitere Ungereimtheiten und Unge-
rechtigkeiten durch das Nebeneinander von 
Bundesrecht und weitergeltendem Landesrecht 
mit sich. Der Bundesrat ist deshalb der Auf-
fassung, daß durch dieses Gesetz zumindest 
die Grunderwerbsteuervergünstigungen für 
den Erwerb fertigen Wohnraums abschließend 
geregelt werden müssen. 

Eine derartige abschließende Regelung muß 
inbesondere umfassen: 

aa) Die Aufhebung der in den Ländern noch 
weitergeltenden reichsrechtlichen Vor-
schriften für Heimstätten und Kleinsied-
lungen sowie der in einigen Ländern be-
stehenden Bestimmungen über den steuer-
freien Erwerb von Wohngebäuden mit 
mehr als zwei Wohnungen. 

bb) Außerdem muß die in Nordrhein-West-
falen bestehende Steuerbefreiung für 
Erbbaurecht in die Aufhebungsvorschrift 
des § 4 Abs. 2 Nr. 8 des Gesetzentwurfs 
einbezogen werden. 

c) Im übrigen bittet der Bundesrat, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens fol-
gende Anregungen zu prüfen: 
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aa) Die in Artikel 3 § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
des Gesetzentwurfs vorgesehene Ausdeh-
nung der notwendigen Eigennutzung auf 
Angehörige ist zu weitgehend. 

Motivation des Gesetzes ist die Förde-
rung des Eigentums in der Hand des Er-
werbers unter gleichzeitiger Ermöglichung 
der Mobilität für den Fall eines Wohnort-
wechsels. Im Regelfall wird der Erwerber 
eines Ein- oder Zweifamilienhauses die-
ses auch für eigene Wohnzwecke nutzen. 
Diese Erwerbergruppe würde daher von 
der Streichung der Formulierung „oder 
einem seiner Angehörigen" nicht betrof-
fen. Anders verhält es sich jedoch bei 
Eigentumswohnungen. Die Angehörigen-
klausel wird zu einer Ausweitung der 
Begünstigung führen, wenn ein (kapital-
kräftiger) Erwerber mehrere Eigentums-
wohnungen erwirbt und diese seinen Ver-
wandten i. S. des weiten Angehörigenbe-
griffs des § 15 AO 1977 für Wohnzwecke 
zur Verfügung stellt. Dies gilt um so 
mehr, als es für die endgültige Steuer-
freiheit genügen würde, wenn die Woh-
nung innerhalb von fünf Jahren ein Jahr 
von dem Angehörigen bewohnt wird. 

bb) Durch Ergänzung des Artikels 3 § 1 
Abs. 2 sollte sichergestellt werden, daß 
beim Erwerb von Miteigentumsanteilen 
die Freibeträge, nur zu entsprechenden 
Anteilen gewährt werden (vgl. § 7 b 
Abs. 1 Satz 3 EStG i. d. F. des Artikels 1 
Nr. 1 des vorliegenden Gesetzentwurfs). 

4. Der Bundesrat geht davon aus, daß der ent-
stehende Steuerausfall bei Ländern und Gemein-
den im Rahmen der bevorstehenden Verhandlun-
gen über die Neuverteilung des Umsatzsteuer-
aufkommens ausgeglichen wird, damit er dem 
Gesetz zustimmen kann. 

5. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im wei-
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, 

a) ob in das Gesetz eine familienfreundliche 
Komponente — etwa durch Neugestaltung 
des Höchstbetrages entsprechend der Kinder-
zahl — eingefügt werden kann mit der Maß-
gabe, daß die hierdurch verursachten finan-
ziellen Mehrbelastungen der öffentlichen 
Hand durch Einschränkungen innerhalb der 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf vorge-
sehenen Neuregelung ausgeglichen werden; 

b) aa) ob der Fortbestand der Vorschriften im 
Bereich des gemeinnützigen Wohnungs- 
und Siedlungswesens angesichts der ge-
wandelten Situation auf dem Wohnungs-
markt und der nach wie vor relativ ge-
ringen Eigentumsquote in der Bundes-
republik noch gerechtfertigt ist und 

bb) wie insbesondere im Zusammenhang mit 
einer etwaigen Neuregelung dieser Vor-
schriften die Überführung von Wohnungs-
bestand in das Eigentum der Mieter und 
sonstiger privater Erwerber gefördert 
werden kann. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates 

Zu 1. (Artikel 2) 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit zusammen mit 
dem Senat von Berlin, welche Änderungen des Ent-
wurfs erforderlich sind, um den besonderen Belan-
gen Berlins noch besser Rechnung zu tragen. 

Zu 2. (Artikel 3 § 1 Abs. 1 Nr. 4) 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates wird 
grundsätzlich zugestimmt. 

Zu 3. (Artikel 3) 

a) Die Bundesregierung geht davon aus, daß neue 
Steuerbefreiungen, die aus sachgerechten Grün-
den geschaffen werden, nicht zur Verfassungs-
widrigkeit der Grunderwerbsteuer führen kön-
nen. Sie ist der Meinung, daß sachgerechte 
Gründe vorliegen, weil mit dem Gesetz wichtige 
vermögenspolitische, städtebauliche und woh-
nungspolitische Ziele verfolgt werden. 

b) Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Bundesrates, daß eine umfassende Reform des 
Grunderwerbsteuerrechts wünschenswert ist, und 
weist darauf hin, daß der federführende Bundes-
minister der Finanzen im Einvernehmen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder die vorbe-
reitenden Arbeiten bereits aufgenommen hat. Die 
Bundesregierung ist aber der Meinung, daß die 
von ihr vorgeschlagene Neuregelung der Steuer-
befreiungen für den Erwerb von Einfamilienhäu-
sern, Zweifamilienhäusern und Eigentumswoh-
nungen von so vorrangiger Bedeutung ist, daß 
sie nicht bis zur Reform des gesamten Grund-
erwerbsteuerrechts zurückgestellt werden kann. 

Bei der Vorbereitung ihres Gesetzentwurfs hat 
die Bundesregierung sich von der Überlegung 
leiten lassen, daß der Bund in das geltende Recht 
der Länder nur insoweit eingreifen sollte, als es 
aus verfassungsrechtlichen und systematischen 
Gründen unbedingt geboten ist. Der weiterge-
hende Vorschlag des Bundesrates, daß die 
Grunderwerbsteuervergünstigungen für den Er-
werb fertigen Wohnraums abschließend geregelt 
werden sollten, wird im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren zu prüfen sein. 

c) Die Bundesregierung ist bei ihrem Vorschlag, die 
Grunderwerbsteuerbefreiung beim Erwerb von 
Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern und 
Eigentumswohnungen von einer mindestens ein-
jährigen Nutzung durch den Erwerber oder einen 
seiner Angehörigen abhängig zu machen, davon 
ausgegangen, daß auch nach den geltenden lan-
desrechtlichen Befreiungsvorschriften, soweit sie 

überhaupt eine Eigennutzung voraussetzen, die 
Nutzung durch einen Angehörigen ausreicht. Der 
Vorschlag des Bundesrates, insoweit eine Ein-
schränkung vorzunehmen, erscheint jedoch er-
wägenswert und wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen sein. 

Der Auffassung des Bundesrates, daß die im Ge-
setzentwurf vorgesehenen Freibeträge beim Er-
werb von Miteigentumsanteilen nur zu entspre-
chenden Anteilen gewährt werden sollten, wird 
zugestimmt. Die Bundesregierung wird im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren einen entsprechen-
den Formulierungsvorschlag vorlegen. 

Zu 4.  

Die finanzwirtschaftlichen Auswirkungen der vor-
gesehenen steuerlichen Vergünstigungen bei der 
Herstellung oder Anschaffung bestimmter Wohnge-
bäude sind gemäß den Grundsätzen des Artikels 106 
GG von allen Gebietskörperschaften zu tragen. Der 
den Ländern (einschließlich Gemeinden) entstehende 
Steuerausfall ist ebenso wie der des Bundes bei der 
Neufestsetzung des Beteiligungsverhältnisses von 
Bund und Ländern an der Umsatzsteuer gemäß Ar-
tikel 106 Abs. 3 und 4 GG im Rahmen der Gesamt-
entwicklung aller laufenden Einnahmen sowie aller 
Ausgaben von Bund und Ländern (einschließlich Ge-
meinden) zu berücksichtigen. In Anbetracht des be-
reits seit zwei Jahren bestehenden Ungleichgewichts 
in der Finanzausstattung der bundesstaatlichen Ebe-
nen fordert der Bund, gestützt auf die verfassungs-
rechtlichen Grundsätze des Artikels 106 GG, für die 
Jahre ab 1977 eine deutliche Erhöhung eines An-
teils am Umsatzsteueraufkommen. Die dieser For-
derung zugrunde gelegten Daten und Berechnungen 
des Bundes schließen die finanziellen Auswirkungen 
des Gesetzentwurfs bereits in vollem Umfang ein. 
Ein gesonderter Ausgleich der finanziellen Auswir-
kungen des Gesetzentwurfs bei der Neuverteilung 
der Umsatzsteuer würde den verfassungsrechtlichen 
Grundsätzen des Artikels 106 GG nicht entsprechen. 

Zu 5.  

a) Die Bundesregierung hat wegen gewichtiger 
rechtspolitischer und systematischer Bedenken 
keine Staffelung der Abschreibungsvergünsti-
gung des § 7 b EStG und der Grunderwerbsteuer-
befreiung nach der Kinderzahl in den Gesetzent-
wurf aufgenommen. Die Frage wird im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens nochmals 
zu prüfen sein. 

b) aa) Die Bundesregierung sieht keinen Zusam-
menhang der Frage des Fortbestandes der 
Vorschriften im Bereich des gemeinnützigen 
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Wohnungs- und Siedlungswesens mit dieser 
Gesetzesvorlage. 

bb) Die Bundesregierung erwartet von der Ge-
setzesvorlage, daß sie die Nachfrage priva-
ter Erwerber nach Wohnungen zur Eigen-
nutzung anregt und damit auch die Verkaufs-
bereitschaft der derzeitigen Eigentümer mit-
telbar fördert. 

 

Bei der Veräußerung von Mietwohnungen 
des sozialen Wohnungsbaues wird darauf zu 
achten sein, daß die bisherigen Mieter nicht 
verdrängt werden und daß der Bestand an 
mietgünstigen Sozialwohnungen, soweit er 
für die allgemeine Versorgung mit Mietwoh-
nungen notwendig ist, nicht unangemessen 
vermindert wird. 


